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1 Anlass  
 
Erneuerbare Energien spielen eine zentrale Rolle der Energieversorgung und Energiesicherheit der Zu-

kunft und finden sich wieder in Zielen und Gesetzgebungen des Bundes. Die Bundesregierung strebt bis 

2030 einen Anteil erneuerbarer Energien von 80 Prozent am Bruttostromverbrauch an, von 46,2% im 

Jahre 2022 (vgl. Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat) der Bundesregierung) . Ange-

sichts dieser wachsenden Notwendigkeit, fossile Brennstoffe durch erneuerbare Energien zu ersetzen, 

ist es erforderlich, die Kapazitäten für Photovoltaik auszubauen. 

 

Aus diesem Grund hat der Bundesrat in der Sitzung am 8. Juli 2022 das sogenannte "Osterpaket" verab-

schiedet, bestehend aus mehreren Gesetzen zur Änderung des Energiewirtschaftsrechts, Sofortmaßnah-

men für einen beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien, Anpassungen im Stromsektor sowie 

Änderungen im Bereich der Windenergie und des Naturschutzes. Ziel dieser Gesetze ist insgesamt der 

beschleunigte Ausbau erneuerbarer Energien. 

 

Die wichtigsten Maßnahmen umfassen: 

 Die gesetzliche Verankerung des Ziels, dass 80 % des Strombedarfs bis zum Jahr 2030 aus rege-

nerativen Quellen gedeckt werden müssen. 

 Die dauerhafte Abschaffung der EEG-Umlage. 

 Die Anerkennung aller erneuerbaren Energien als im überragenden öffentlichen Interesse lie-

gend. 

 Die Erweiterung der Ausbauziele für Windenergie auf See auf mindestens 30 GW bis 2030, min-

destens 40 GW bis 2035 und mindestens 70 GW bis 2045. 

 Die Festlegung, dass 2 % der Bundesfläche für Windenergieanlagen an Land zur Verfügung ste-

hen müssen. 

 Maßnahmen zur Erleichterung des Ausbaus von Photovoltaikanlagen. 

 

Diese Maßnahmen sollen dazu beitragen, den Ausbau erneuerbarer Energien voranzutreiben. 

Eine positive Entwicklung ist, dass durch das "Gesetz zu Sofortmaßnahmen für einen beschleunigten Aus-

bau der erneuerbaren Energien und weiteren Maßnahmen im Stromsektor" (Artikel 2) ab dem 01.01.2023 

die finanzielle Beteiligung der Kommunen gemäß § 6 EEG bei Windenergie- und Solar-Freiflächenanlagen 

verbindlich festgelegt wird. Dabei beträgt der Beitrag 0,2 Cent pro Kilowattstunde. 

Des Weiteren wurde festgelegt, dass Kommunen den Abschluss einer Vereinbarung für Solar-Freiflächen-

anlagen von der Vorlage eines Konzepts abhängig machen dürfen. Dieses Konzept muss fachlichen Krite-
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rien für eine naturverträgliche Gestaltung von Freiflächenanlagen entsprechen. Zusätzlich wurden erneu-

erbaren Energien, im § 2 EEG, im „überragende öffentliche Interessen“ eingestuft, der konkrete Paragraph 

lautet:  

 

„Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen sowie den dazugehörigen Nebenanlagen liegen im 

überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit. Bis die Stromerzeu-

gung im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sollen die erneuerbaren Energien als vor-

rangiger Belang in die jeweils durchzuführenden Schutzgüterabwägungen eingebracht werden. 

[…].“ 

 

Der Gemeinde Henstedt-Ulzburg liegen mehrere Anfragen zur Errichtung von PV-Freiflächenanlagen vor. 

Aus dem Grund soll die allgemeine bauplanungsrechtliche Zulässigkeit der Vorhaben zunächst in einem 

Überblickskonzept aufgezeigt werden. Dieses soll verdeutlichen, welche Flächen grundsätzlich für eine 

Freiflächenanlage in Frage kommen. Ein räumliches Gesamtkonzept ist Voraussetzung, um mit dem Bau 

bzw. der Aufstellung von Bauleitplänen für Solar-Freiflächenanlagen beginnen zu können.  

 

Am 06.03.2023 hat der Umwelt- und Naturausschuss der Gemeinde die Verwaltung beauftragt ein 

räumliches Gesamtkonzept für Solar-Freiflächen zu erarbeiten.  
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2 Übergeordnete Planungen und ihre rechtlichen Grundlagen 
 

Als Beitrag zur Erreichung der Klimaziele verfolgt die Landesregierung das Ziel, die Stromerzeugung aus 

Erneuerbaren Energien/EE auszubauen. Für 2030 wird daher ein Ausbauziel für die Stromerzeugung aus 

Erneuerbare-Energien-Anlagen an Land von mindestens 34 Terawattstunden/TWh formuliert mit einer 

Bandbreite von bis zu 38 TWh. Diesem liegt die Annahme zugrunde, dass EU- und bundesweit, und da-

mit auch in Schleswig-Holstein, die Treibhausgasminderungs- und EE-Ausbauziele erhöht werden und 

mehr Strom für die Sektorkopplung eingesetzt wird. Um dieses Ausbauziel zu erreichen, ist ein weiterer 

Zuwachs an Freiflächen-Photovoltaik-Anlagen erforderlich. 

 

Der Landesentwicklungsplan (2021) legt im Kapitel Solarenergie folgende Grundsätze und Ziele Aussa-

gen zu raumbedeutsamen Freiflächen-Solaranlagenfest (vgl. LEP, S.239-247):  

 

Grundsatz 1:  

Die Potenziale der Solarenergie sollen in Schleswig-Holstein an und auf Gebäuden beziehungs-

weise baulichen Anlagen und auf Freiflächen genutzt werden. Bei der Solarenergienutzung wer-

den zwei Anwendungsarten unterschieden: die Stromerzeugung mittels Photovoltaikanlagen 

und die Wärmeerzeugung mittels Solarthermieanlagen. 

 

Grundsatz 2:  

Die Entwicklung von raumbedeutsamen Solar-Freiflächenanlagen (Photovoltaik- und Solarther-

mie) soll möglichst freiraumschonend sowie raum- und landschaftsverträglich erfolgen. Um 

eine Zersiedelung der Landschaft zu vermeiden, sollen derartige raumbedeutsame Anlagen vor-

rangig ausgerichtet werden auf: - bereits versiegelte Flächen, - Konversionsflächen aus gewerb-

lich-industrieller, verkehrlicher, wohnungsbaulicher oder militärischer Nutzung und Deponien, - 

Flächen entlang von Bundesautobahnen, Bundesstraßen und Schienenwegen mit überregiona-

ler Bedeutung oder - vorbelastete Flächen oder Gebiete, die aufgrund vorhandener Infrastruk-

turen ein eingeschränktes Freiraumpotenzial aufweisen. Solarthermie-Freiflächenanlagen sol-

len in guter städtebaulicher Anbindung, räumlicher Nähe zu Verbraucherinnen und Verbrau-

chern oder in räumlicher Nähe von Nah- oder Fernwärmenetzen beziehungsweise Wärmespei-

chern geplant und errichtet werden.   

 

Grundsatz 3  

Die Inanspruchnahme von bisher unbelasteten Landschaftsteilen soll vermieden werden. Bei 

der Entwicklung von Solar-Freiflächenanlagen sollen längere bandartige Strukturen vermieden 

werden. Einzelne und benachbarte Anlagen sollen eine Gesamtlänge von 1.000 Meter nicht 
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überschreiten. Sofern diese Gesamtlänge überschritten wird, sollen jeweils ausreichend große 

Landschaftsfenster zu weiteren Anlagen freigehalten werden, räumliche Überlastungen durch 

zu große Agglomerationen von Solar-Freiflächenanlagen sollen vermieden werden.  

 

Ziel   

Raumbedeutsame Solar-Freiflächenanlagen dürfen nicht in  

 Vorranggebieten für den Naturschutz und Vorbehaltsgebieten für Natur und Landschaft,  

 In Regionalen Grünzügen und Grünzäsuren sowie  

 in Schwerpunkträumen für Tourismus und Erholung und Kernbereichen für Tourismus 

und/oder Erholung (dies gilt nicht für vorbelastete Flächen oder Gebiete, die aufgrund 

vorhandener Infrastrukturen, insbesondere an Autobahnen, Bahntrassen und Gewerbe-

gebieten, ein eingeschränktes Freiraumpotenzial aufweisen)  

errichtet werden.  

 

Grundsatz 4  

Planungen zu Solar-Freiflächenanlagen sollen möglichst gemeindegrenzendübergreifend abge-

stimmt werden, um räumliche Überlastungen durch zu große Agglomerationen von Solar-Frei-

flächenanlagen zu vermeiden.  

 

Grundsatz 5  

Für größere raumbedeutsame Solar-Freiflächenanlagen ab einer Größe von 20 Hektar soll in 

der Regel ein Raumordnungsverfahren durchgeführt werden. Dies gilt auch für Erweiterungen 

von vorhandenen Anlagen in diese Größenordnung hinein und bei Planungen, die mit weiteren 

Anlagen in räumlichem Zusammenhang stehen und gemeinsam diese Größenordnung errei-

chen.  

 

Grundsatz 6 

Bestehende Dach- und Gebäudeflächen beziehungsweise bauliche Anlagen sollen für Solaranla-

gen genutzt werden. Durch die Aufstellung von Bauleitplänen soll die Nutzung von solarer 

Strahlungsenergie an und auf baulichen Anlagen durch geeignete Darstellungen und Festset-

zungen ermöglicht werden. 

 

Grundsatz 7  

Eine Konkretisierung der Vorgaben zu Freiflächen-Photovoltaik- und Solarthermieanlagen kann 

in den Regionalplänen durch Festlegung von Grundsätzen und Zielen der Raumordnung erfol-

gen.  
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Zur Konkretisierung der Landesziele hat das Ministeriums für Inneres, ländliche Räume, Integration und 

Gleichstellung und des Ministeriums für Energie, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung am 

01. September 2021 einen gemeinsamen Beratungserlass zu den Grundsätzen zur Planung von großflä-

chigen Solar-Freiflächenanlagen im Außenbereich erlassen (siehe Anlage 1). Nicht Gegenstand des Er-

lasses sind Solar-Anlagen an oder auf Gebäuden sowie an oder auf anderen baulichen Anlagen. Der Be-

ratungserlass zeigt das bauleitplanerische Verfahren zur Etablierung von Solar-Freiflächenanlagen auf.  

 

Zusätzlich erfolgte die Teilprivilegierung von Solarfreiflächenanlagen gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 8b BauGB. 

Mit Wirkung vom 01.01.2023 ist das Gesetz zur sofortigen Verbesserung der Rahmenbedingungen für die 

erneuerbaren Energien im Städtebaurecht vom 04.01.2023 (BGBl. I, 2023, Nr. 6 S.1) in Kraft getreten, das 

in § 35 Abs. 1 Nr. 8b BauGB eine Teilprivilegierung von Solarfreiflächenanlagen in einem 200 m – Streifen 

längs der Autobahnen und Schienenwege des übergeordneten Netzes einführt (siehe Anlage 2). Diese 

Privilegierung erstreckt sich nach dem ebenfalls neuen § 249a Abs. 2 BauGB (unter den weiteren Voraus-

setzungen von § 249a Abs. 4 BauGB) auch auf Vorhaben, die der Herstellung oder Speicherung von Was-

serstoff dienen und in einem räumlich-funktionalen Zusammenhang mit einer Anlage zur Nutzung solarer 

Strahlungsenergie nach § 35 Abs. 1 Nr. 8b BauGB stehen. 

 

§ 35 Abs. 1 Nr. 8b BauGB ist zu beachten, wenn ein Bauantrag für Solarfreiflächenanlagen in einem teil-

privilegierten Bereich zu bescheiden ist und für die Vorhabenfläche keine Bauleitplanung vorliegt. 

Gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 8b BauGB ist ein Vorhaben im Außenbereich nur zulässig, wenn 

- öffentliche Belange nicht entgegenstehen, 

- die ausreichende Erschließung gesichert ist, 

- es der Nutzung solarer Strahlungsenergie dient, 

- es auf einer Fläche längs von Autobahnen oder Schienenwegen des übergeordneten 

Netzes im Sinne von § 2b des Allgemeinen Eisenbahngesetzes mit mindestens zwei 

Hauptgleisen belegen ist, und 

- sich in einer Entfernung zu diesen von bis zu 200 Metern, gemessen vom äußeren 

Rand der Fahrbahn befindet. 

 

Autobahnen werden in § 1 Abs. 3 Bundesfernstraßengesetz definiert. Schienenwege sind nur solche des 

übergeordneten Netzes im Sinne des § 2b des Allgemeinen Eisenbahngesetzes mit mindestens zwei 

Hauptgleisen. Zum derzeitigen Stand wird auf die anliegende Übersichtskarte verwiesen. Es muss sich um 

bereits gewidmete Strecken handeln. Zudem ist nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 Bundesfernstraßengesetz die An-

bauverbotszone freizuhalten. 
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Mit der Neufassung des § 35 Abs. 1 Nr. 8 BauGB unterliegt künftig auch ein Vorhaben der Privilegierung, 

das der Nutzung solarer Strahlungsenergie dient und auf einer Fläche längs von Autobahnen oder Schie-

nenwegen des übergeordneten Netzes im Sinne des § 2b des Allgemeinen Eisenbahngesetzes mit min-

destens zwei Hauptgleisen und in einer Entfernung zu diesen von bis zu 200 Metern liegt. Diese neue 

räumliche Privilegierungskulisse des § 35 Abs. 1 Nr. 8b BauGB korrespondiert mit der EEG-Förderkulisse.  

 

Schienenwege des übergeordneten Netzes im Sinne des § 2b des Allgemeinen Eisenbahngesetzes mit 

mindestens zwei Hauptgleisen bestehen im Kreis Segeberg nur im Zuge der Bahnstrecke Elmshorn-Neu-

münster. Von dem hiervon ausgehenden 200m-Korridor sind nur die Gemeinden Borstel und Hasenkrug 

betroffen. 

 

Von dem 200m-Korridor entlang der Autobahnen sind betroffen: 

A7:    Großenaspe, Wiemersdorf, Bimöhlen, Bad Bramstedt, Lentföhrden, Schmalfeld, Nützen, Kalten-

kirchen, Henstedt-Ulzburg, Alveslohe, Ellerau, Norderstedt; 

A20:  Pronstorf, Strukdorf, Westerrade, Geschendorf, Weede, Neuengörs, Bad Segeberg; 

A21:  Neversdorf, Bebensee, Schwissel, Mözen, Högersdorf, Bad Segeberg, Schackendorf, Negernbö-

tel, Daldorf, Tarbek, Trappenkamp, Bornhöved. 

 

Bei Autobahnen bildet das seitliche Ende der für den Kraftfahrzeugverkehr nutzbaren Verkehrsfläche 

den äußeren Rand der befestigten Fahrbahn. Zur nutzbaren Verkehrsfläche gehören dabei die Haupt-

fahrbahn sowie die Seitenstreifen, die Beschleunigungs- und Verzögerungsstreifen der Anschlussstellen 

sowie die Anschlussstellen selbst. Bei Nebenbetrieben wie z.B. Raststätten zählt die der Hauptfahrbahn 

am nächsten liegende durchgehende Fahrbahn (sog. Durchfahrgasse) zur befestigte Fahrbahn der Auto-

bahn. Bei Schienenwegen ist die Entfernung vom seitlichen Ende des Gleisbetts aus zu messen. Denn die 

Gesamtheit aus Schienensträngen und Gleisbett bildet die befestigte Fahrbahn des „Schienenweges“ im 

Sinne der Regelung (Quelle: Clearingstelle EEG). 

 

Die Privilegierung gilt für alle Freiflächen-PV-Anlagen innerhalb der oben beschriebenen Korridore, für 

Freiflächen-PV-Anlagen auf anderen Flächen ergeben sich keine Änderungen, d.h. diese sind weiterhin 

nur auf der Grundlage einer Bauleitplanung zulässig. 

 

Alle Freiflächen-PV-Anlagen sind grundsätzlich baugenehmigungspflichtig. Innerhalb der neuen Privile-

gierungskulisse des § 35 Abs. 1 Nr. 8b BauGB bedarf es für die planungsrechtliche Zulässigkeit einer Frei-

flächen-PV-Anlage keiner Bauleitplanung und auch keines räumlichen Gesamtkonzeptes mehr. Hier sind 

derartige Anlagen künftig planungsrechtlich zulässig, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen 
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und die ausreichende Erschließung gesichert ist. Mögliche entgegenstehende Belange sind beispielhaft 

in § 35 Abs. 3 BauGB genannt. 

 

Bei privilegierten Flächen ist zu beachten, dass weiterhin Abwägungs- und Ausschlusskriterien zu be-

rücksichtigen sind. 

 

Des Weiteren werden nach BauGB §35 Absatz 1, Nummer 9, kleine hofnahe Agri-PV-Anlagen privilegiert 

behandelt, sofern diese eine Größe von 25.000 Quadratmetern nicht überschreiten. 

Es ist anzumerken, dass laut dem Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme, die Herstellungskosten 

pro kWpeak bei Agri-PV-Anlagen etwa fünfmal teurer sind wie Freiflächen-PV-Anlagen. 

 

Laut dem Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum II 2020 sollen PV-Freiflächenanlagen so gestal-

tet werden, dass möglichst keine erheblichen oder nachteiligen Umweltauswirkungen hervorgerufen 

werden. 
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Die Gemeinde Henstedt-Ulzburg hat das Ziel, die Nutzung erneuerbarer Energien durch Solaranlagen zu 

fördern und ihre Verantwortung zur Produktion von CO2-armem Strom innerhalb der Gemeinde wahrzu-

nehmen.  

 

Bislang wurden der Ausbau erneuerbarer Energien durch Förderprogramme wie das Stromeinspeisege-

setz (StromEinspG) und das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) wirksam unterstützt. Die Kosten für PV-

Freiflächenanlagen sind inzwischen kontinuierlich gesunken, wodurch auch Solarparks wirtschaftlich 

rentabel sind ohne auf die EEG-Förderungsflächen entlang von Verkehrsachsen angewiesen zu sein. Dies 

hat zu einer erheblichen bundesweiten Nachfrage nach geeigneten Flächen für Solarfreiflächenanlagen 

geführt. 

 

Solarfreiflächenanlagen tragen zum umweltbewussten Umgang mit Ressourcen bei und bieten eine 

nachhaltige Energieversorgung. Jedoch sind auch negative Auswirkungen auf die Umwelt zu beachten. 

Daher ist es wichtig, Standorte so zu wählen, dass die negativen Auswirkungen möglichst geringgehalten 

werden. Um eine umweltverträgliche und nachhaltige Förderung erneuerbarer Energien durch Solarfrei-

flächen zu gewährleisten, führt die Gemeinde Henstedt-Ulzburg eine Potenzialanalyse durch, um geeig-

nete Flächen für Solarfreiflächenanlagen auf dem Gemeindegebiet zu identifizieren.  

 

Die interkommunale Abstimmung im Bereich der Freiflächenphotovoltaik spielt in Schleswig-Holstein 

aufgrund der Vielzahl von Gemeindegrenzen eine besondere Bedeutung, wie es auch das interkommu-

nale Abstimmungsgebot gemäß §2 Abs. 2 BauGB vorschreibt. Die Planungen benachbarter Gemeinden 

müssen aufeinander abgestimmt werden. Dabei ist es wichtig sicherzustellen, dass die übergeordneten 

Ziele der Raumordnung sowie andere Vorgaben wie das Landschaftsbild, die Belange des Tourismus und 

der Erholung usw. gewahrt werden. Gleichzeitig darf keine Gemeinde die Planungshoheit der Nachbar-

gemeinden einschränken. 
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3 Kriterien zur Bewertung der Potenzialflächen 

Um geeignete Flächen für den Bau von großflächigen Solaranlagen zu ermitteln, werden zunächst die 

Ausschlussflächen unter Berücksichtigung der Vorgaben übergeordneter Pläne ermittelt. 

 

Hierbei werden bei der Potenzialanalyse zwischen folgenden Kriterien unterschieden:  

 

a. Ausschlussflächen  

b. Abwägungsflächen  

c. Eignungsflächen  

 

Die Ausschlussflächen und Abwägungsflächen wurden durch dem Gemeinsamen Beratungserlass des 

Ministeriums für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung und des Ministeriums für Ener-

gie, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung vom 01.09.2021 zur Planung großflächiger Solar-

anlagen im Außenbereich (PV-Erlass) festgelegt (siehe Anlage 1).  

 

Die restlichen Flächen ergeben die Eignungsflächen, hierbei handelt es sich um bevorzugte Flächen zur 

Errichtung von Solar-Freiflächenanlagen. 

 

a. Ausschlussflächen  

Bei der Planung von großflächigen Solaranlagen auf Freiflächen müssen Bauleitpläne im Einklang mit an-

deren öffentlich-rechtlichen Vorschriften stehen. Aus raumordnerischer Sicht stehen die in den Regio-

nalplänen mit Zielcharakter festgelegten Vorranggebiete für Naturschutz (zum Beispiel wie bestehende 

Naturschutzgebiete) der Errichtung von großflächigen PV-Anlagen entgegen. 

Grundsätzlich müssen folgende Flächen von vornherein ausgeschlossen werden (harte Faktoren), es sei 

denn, es besteht die Aussicht auf eine Ausnahme oder Befreiung: 

 

 Schwerpunktbereiche des Schutzgebiets- und Biotopverbundsystems Schleswig-Holstein ge-

mäß § 20 BNatSchG i.V.m. §12 LNatSchG  

 Gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 20 Abs. 2 BNatSchG i.V.m. § 21 Abs. 1 LNatSchG)  

 Waldflächen gemäß § 2 LWaldG sowie Schutzabstände zu Wald gemäß § 24 LWaldG (30 Meter).  

 Naturschutzgebiete gemäß § 23 BNatSchG i.V.m. § 13 LNatSchG (einschließ-lich einstweilig si-

chergestellte NSG und Gebieten, die die Voraussetzungen nach § 23 BNatSchG i.V.m. § 13 

LNatSchG erfüllen)  
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 Nationalparke/ nationale Naturmomente (z.B. Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer inkl. 

Weltnaturerbe Wattenmeer) gemäß § 24 BNatSchG i.V.m. § 5 Abs. 1 Nr. 1 Nationalparkgesetz 

(NPG)  

 Natura 2000-Gebiete (FFH-Gebiete, europäische Vogelschutzgebiete, Ramsar-Gebiete)  

 Gewässerschutzstreifen nach § 61 BNatSchG i.V.m. § 35 LNatSchG  

 Überschwemmungsgebiete gemäß § 78 Abs. 4 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) einschließlich der 

gemäß § 74 Abs. 5 LWG vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiete als Vorranggebiete der 

Raumordnung für den vorbeugenden Binnenhochwasserschutz  

 Wasserschutzgebiete Schutzzone I gemäß WSG-Verordnungen i.V.m- §§ 51, 52 WHG  

 

b. Abwägungsflächen 

Bei den folgenden Bereichen besteht ein besonderes Abwägungs- und Prüferfordernis, da hier im Rah-

men der Bauleitplanung öffentliche Belange mit einem besonderen Gewicht den Interessen der Pla-

nungsträger und somit der Errichtung von Solarenergie-Freiflächenanlagen entgegenstehen können 

(weiche Faktoren): 

 

Artenschutzrecht gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG  

 Landschaftsschutzgebiete gemäß § 26 BNatSchG i.V.m. § 15 LNatSchG  

 Naturparke gemäß § 27 BNatSchG i.V.m. § 16 LNatSchG  

 Landesweit bedeutsame Rast- und Nahrungsgebiete für Zug- und Rastvögel (z.B. Wiesenvogel-

kulisse)  

 Verbundbereiche des Schutzgebiets- und Biotopverbundsystems Schleswig-Holstein gemäß § 

21 BNatSchG i.V.m. § 12 LNatSchG  

 Naturdenkmale/ geschützte Landschaftsbestandteile gemäß §§ 28, 29 BNatSchG i.V.m. §§ 17, 

18 LNatSchG  

 Naturschutzfachlich hochwertige Flächen, insbesondere Wertgrünland oder alte Ackerbrachen 

(> 5 Jahre) (Naturschutzfachwert 4 oder 5, vergleiche Orientierungsrahmen Straßenbau SH, 

2004)  

 Dauergrünland auf Moorböden und Anmoorböden gemäß Definition nach § 3 Abs. 1 DGLG)  

 Bevorratende, festgesetzte und/ oder bereits umgesetzte Kompensationsmaßnahmen gemäß 

§§ 15 ff. BNatSchG. Hierzu zählen auch im Anerkennungsverfahren befindliche Ökokonten oder 

Kompensationsmaßnahmen, die aufgrund eines laufenden Genehmigungsverfahrens einer Ver-

änderungs-sperre unterliegen  

 Realisierte und geplante Querungshilfen an großen Verkehrsinfrastrukturen einschließlich der 

damit verbundenen Zu- und Abwanderungskorridore  
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 Flächen mit besonderer Wahrnehmung der Bodenfunktionen gemäß §§ 2, 7 Bundesboden-

schutzgesetz (BBodSchG)  

 Schützenswerte geologische und geomorphologische Formationen  

 Landwirtschaftlich genutzte Flächen, je höher die Ertragsfähigkeit, desto größer ist die Gewich-

tung  

 Bei ehemaligen Abbaugebieten (Kiesabbau, Tagebau) sind bestehende genehmigungsrechtliche 

Auflagen und Regelungen hinsichtlich deren Nach-nutzung zu beachten  

 Wasserflächen einschließlich Uferzonen  

 Die Bedeutung der Gewässer als Lebensraum sowie Leitlinie für den Vogelzug und als Nahrungs-

, Rast- oder Brutgebiete ist zu beachten.  

 Flächen in Talräumen, die für die Gewässerentwicklung zur Erreichung des guten ökologischen 

Zustands oder des guten ökologischen Potenzials nach Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) benötigt 

werden  

 Wasserschutzgebiete Schutzzone II  

 Bereich mit einem baulich und siedlungsstrukturell wenig vorbelasteten Landschaftsbild  

 Kulturdenkmal und Schutzzonen gem. § 2 Abs. 2 und 3 DSchG, einschließlich ihrer Umgebungs-

bereiche sowie Bereiche, von denen bekannten ist oder den Umständen nach zu vermuten, dass 

sich dort Kulturdenkmale befinden.  

 Flächen zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erholungs-

wertes von Natur und Landschaft im Sinne § 1 Abs. 4 BNatSchG  

 Schutz- und Pufferbereiche zu den oben genannten Flächen und Schutzgebieten (harte Fakto-

ren)  

 

Abstände zu Wohnsiedlungsbereichen 

Bei der Berücksichtigung des "Wohnumfeldschutzes" ist es wichtig, den Schutz der wohnortnahen, land-

schaftsgebundenen Erholung zu gewährleisten, insbesondere in Bezug auf visuelle Auswirkungen. Pau-

schale Mindestabstände, die in einigen Kriterienkatalogen zu finden sind (zwischen 50 und 2000 m), be-

rücksichtigen die Unterschiede der individuellen Situationen kaum angemessen. Ein geringer Abstand zu 

den nächstgelegenen Wohngebäuden kann beispielsweise unproblematisch sein, wenn keine Sichtbezie-

hungen bestehen, bedingt durch Topographie oder Sichtverschattungen. In anderen Fällen, in denen 

Wohnbebauung und Wohnumfeldnutzung klar in Richtung eines geplanten Standorts ausgerichtet sind, 

kann eine vergleichsweise höhere Empfindlichkeit und Schutzbedürftigkeit des Wohnumfelds bestehen. 

Es sollte auch bedacht werden, dass aus städtebaulicher Perspektive die Anbindung von Freiflächenanla-

gen an den Siedlungskörper im Sinne der Freiraumschonung grundsätzlich angestrebt werden sollte. Zu-

sätzlich sollte in der Bewertung berücksichtig werden ob es sich bei den Freiflächensolaranlagen um 
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eine Wärmeerzeugung (Solarthermie) oder Stromerzeugung (Photovoltaik) handelt. Bei Solarthermiean-

lagen sind Siedlungsnähe notwendig um hohe Wärmeverluste zu vermeiden, dieser Aspekt sollte positiv 

in der Bewertung berücksichtigt werden.  

 

Bodenbewertung 

Bei der Bewertung des Bodens wurde die natürliche Ertragsfähigkeit berücksichtigt. Gemäß dem (PV-

Erlass) wird bei landwirtschaftlich genutzten Flächen die Gewichtung in Abhängigkeit von ihrer Ertrags-

fähigkeit vorgenommen. Dabei gilt, dass Flächen mit einer höheren Ertragsfähigkeit eine größere Ge-

wichtung bei der Abwägung erhalten. 

 

Abbildung 1: Natürliche Ertragsfähigkeit (BGZ) (landesweit bewertet) 

 

Das gesamte Gemeindegebiet von Henstedt-Ulzburg weist größtenteils eine mittlere bis niedrige Boden-

bewertung auf. Die endgültige Eignung der Flächen wird jedoch im Einzelfall im Rahmen der Bauleitpla-

nung festgestellt, unabhängig von der Bodenbewertung. 

Aus diesem Grund wird empfohlen, dieses Thema im Rahmen der Bauleitplanung genauer zu untersu-

chen. Aufgrund der fehlenden landwirtschaftlichen Nutzung und der Abwesenheit von Düngereintragun-
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gen hätte die Errichtung einer PV-Freiflächenanlage positive Auswirkungen auf den vorbeugenden Bo-

denschutz. Darüber hinaus kann ein vollständiger Rückbau nach Ablauf der Nutzungsdauer relativ 

schnell und einfach durchgeführt werden. 

 

c. Eignungsflächen 

Nach Abzug der Ausschussflächen sowie Abwägungsflächen ergeben sich die Eignungsflächen. Diese üb-

rigen Flächen sind grundsätzlich für den Bau von Solar-Freiflächenanlagen geeignet.  
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4 Potenzialflächen für Solar-Freiflächenanlagen in der  
Gemeinde Henstedt-Ulzburg 

Im Rahmen der umfassenden Untersuchung von Flächen in der Gemeinde wurden Kriterien festgelegt, 

die die Nutzung von Freiflächen für Solaranlagen ausschließen oder dem Vorhaben stark entgegenste-

hen. Insbesondere Siedlungsflächen eignen sich grundsätzlich gut für Solaranlagen. Aus städtebaulichen 

Gründen wird jedoch empfohlen, solche Anlagen auf Dächern anstatt auf Freiflächen zu realisieren, um 

das Orts- und Landschaftsbild zu schützen. Daher wird davon abgeraten, Freiflächen- Solaranlagen in 

Wohngebieten zu errichten, sowohl im Sinne des Rücksichtnahmegebots gemäß § 34 Abs. 1 BauGB als 

auch zur Erhaltung der Entwicklungsmöglichkeiten für die Orte. 

Im Gemeindegebiet gibt es keine großen versiegelten Flächen oder andere Konversionsflächen. Flächen, 

die gut durch Gehölzstrukturen gegliedert sind oder als Grünland genutzt werden und die ein wenig be-

lastetes Landschaftsbild aufweisen, sollten vorzugsweise freigehalten werden, ebenso wie Schwerpunkt-

bereiche für Tourismus und Erholung gemäß Regionalplan. Andererseits können umliegende Wälder und 

große Gehölzbestände die Belastung des Landschaftsbildes durch großflächige Solaranlagen mindern. 

Es wird vorerst davon abgeraten, Freiflächen- Solaranlagen in unmittelbarer Nähe von Siedlungen zu er-

richten, wobei Freiflächen-Solarthermie, aufgrund ihrer Voraussetzung von Siedlungsnahe, besser zu be-

werten sind als Freiflächen Photovoltaikanlagen. Es ist eine Fall-zu-Fall-Prüfung für Einzellagen und Sied-

lungssplitter im Außenbereich erforderlich. Die entsprechenden Abstände müssen im Einzelfall geprüft 

werden und können geringer oder größer sein. Dabei spielen die Himmelsrichtung, die Topografie und 

die Begrünung einer Siedlung oder Fläche eine Rolle. Bei der Bauleitplanung wurden die Flächen hin-

sichtlich ihres Potenzials anhand verschiedenster Parameter überprüft. Dabei spielen auch Belange eine 

Rolle, die nicht flächendeckend geprüft werden können, wie z. B. der Artenschutz. Darüber hinaus müs-

sen auch kleine Flächen wie Teiche, Gehölze oder Knicks sowie die Topografie des Gebiets berücksichtigt 

werden. Nordhanglagen oder zu steile Hanglagen führen zu Verschattungen und sind keine wirtschaft-

lich sinnvollen Standorte. 

Die Karte veranschaulichen die detaillierte Flächenuntersuchung und wird im Folgenden näher erläutert.  

Die Darstellung der Ausschluss-, Abwägungs- und Eignungsflächen erfolgt auf der nachstehenden Karte.   

 

Die grünen Farben repräsentieren harte Faktoren wie Waldflächen, regionale Grünzüge und Natur-

schutzgebiete. Siedlungen werden als weiterer harter Faktor dargestellt. Zu den harten Faktoren zählen 

auch Biotope, Biotopverbundsysteme und Überschwemmungsgebiete. Die Die Ausschlussflächen sind 

aufgrund harter Faktoren für PV-Freiflächenanlagen nicht nutzbar. Es ist zu beachten, dass Siedlungsbe-

reiche zwar für Solaranlagen geeignet sind, jedoch nicht für Solar-Freiflächenanlagen. Weitere potenzi-

elle Kriterien wie Konversionsflächen, bereits versiegelte große Areale oder versiegelte Altlasten konn-

ten nicht identifiziert werden.  
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Flächen, die nicht als Ausschlussflächen im Gemeindegebiet gelten, können potenziell für die Errichtung 

von großflächigen PV-Anlagen geeignet sein.  

Die orange-gelb schraffierten Flächen stellen Abwägungsflächen dar.   

Die Flächen innerhalb der Abwägungsflächen, die als weiche Faktoren gelten, erfordern eine spezielle 

Abwägung und Prüfung, schließen jedoch die Errichtung von Solar-Freiflächenanlagen nicht kategorisch 

aus. Es ist daher anzunehmen, dass diese Flächen größtenteils unter bestimmten Bedingungen auch für 

großflächige PV-Anlagen geeignet sein können.  

 

In Gelbtönen werden die Eignungsflächen für Freiflächen- Solaranlagen dargestellt. Die Flächen stellen 

Eignungsflächen dar und gelten als besonders geeignet für PV-Freiflächenanlagen. Für diese Flächen ist 

eine Anpassung der Bauleitplanung erforderlich. Die dunkelgelben Eignungsflächen liegen im Privilegie-

rungskorridor.  

 

Das Ergebnis der Untersuchung zeigt, dass sich der größere Teil des Gemeindegebietes nicht für den Bau 

von Solar-Freiflächenanlagen eignet. Insbesondere der ausgeprägte regionale Grünzug im Osten von 

Henstedt-Ulzburg verhindert eine bauordnungsrechtliche Genehmigung von Vorhaben.  

Nur ein geringer Anteil des Gemeindegebietes bedarf einer situations- und vorhabenbezogenen Abwä-

gung für die Anpassung der Bauleitplanung. Diese befinden sich überwiegend am Siedlungsrand des 

Ortsteils Henstedt sowie zwischen den Ortsteilen Henstedt und Rhen.  

Flächen zur Etablierung von Solar-Freiflächenanlagen befinden sich nördlich von Henstedt, zwischen 

dem Ortsteil Henstedt und Rhen, östlich der mögliches Siedlungserweiterung am Beckershof (vgl. 2. Än-

derung des Flächennutzungsplans) sowie an der Autobahnabfahrt Henstedt-Ulzburg und südlich der 

möglichen Gewerbeflächenerweiterung (vgl. Integrierte Gemeindeentwicklungskonzept hu2030+).  

Nur eine kleinere Fläche des Gemeindegebietes an der Autobahnabfahrt Henstedt-Ulzburg fällt unter 

die Definition des Privilegierungskorridors.  
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5 Zusammenfassung 
 

Das räumliche Gesamtkonzept zeigt Potenzialstandorte in der Gemeinde Henstedt-Ulzburg auf, die sich 

für die Etablierung von Solar-Freiflächenanlagen eignen. Ab sofort können einzelne Vorhaben mit die-

sem Konzept in ihrer Zulässigkeit bewertet werden.  

 

Bei der bevorstehenden Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes für die Gemeinde sollte die Potenzi-

alstandorte in Form der Eignungsflächen frühzeitig in die Diskussion einbezogen werden. So können 

frühzeitig die Flächennutzung zugunsten der Energiewende planungsrechtlich vorbereitet und unnötige 

spätere Flächennutzungsplanänderungen vermieden werden.  

 

Zukünftige Änderungen in der Gesetzgebung zu Solarenergie (hier: Solar-Freiflächenanlagen) sind zu be-

rücksichtigen.   

 

 

 

Anlagen 
 
Anlage 1: Grundsätze zur Planung von großflächigen Solar-Freiflächenanlagen im Außenbereich 

(Beratungserlass) 
 
Anlage 2: Gesetz zur sofortigen Verbesserung der Rahmenbedingungen für die erneuerbaren 

Energien im Städtebaurecht 
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Grundsätze zur Planung von großflächigen  
Solar-Freiflächenanlagen im Außenbereich 

 
Gemeinsamer Beratungserlass des Ministeriums für Inneres, ländliche Räume,  

Integration und Gleichstellung und des Ministeriums für Energie, Landwirtschaft,  
Umwelt, Natur und Digitalisierung 

vom 01. September 2021 
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A. Ziel und Anlass  

 

Als Beitrag zur Erreichung der Klimaziele verfolgt die Landesregierung das Ziel, die Stromer
zeugung aus Erneuerbaren Energien/EE auszubauen. Für 2030 wird daher ein Ausbauziel 
für die Stromerzeugung aus Erneuerbare-Energien-Anlagen an Land von mindestens 34 
Terawattstunden/TWh formuliert mit einer Bandbreite von bis zu 38 TWh. Diesem liegt die 
Annahme zugrunde, dass EU- und bundesweit, und damit auch in Schleswig-Holstein, die 
Treibhausgasminderungs- und EE-Ausbauziele erhöht werden und mehr Strom für die 
Sektorkopplung eingesetzt wird. Um dieses Ausbauziel zu erreichen, ist ein weiterer Zu
wachs an Freiflächen-Photovoltaik-Anlagen erforderlich.  

Aufgrund der Bedeutung des Wärmesektors soll der Anteil der Wärme aus Erneuerbaren Ener
gien bis zum Jahr 2025 auf mindestens 22 Prozent steigen. Solarthermie bietet gute Möglich
keiten, auf fossile Brennstoffe zu verzichten.  

In den vergangenen Jahren hat die Zahl der Solar-Freiflächen-Projekte deutlich zugenommen: 
Die Anlagen sind inzwischen auch außerhalb der EEG-Flächenkulisse wirtschaftlich tragfähig. 
In der Folge hat sich die Anzahl und Dichte der Einzelvorhaben deutlich erhöht. Die Projekt
ansätze gehen dabei als Einstiegsgröße häufig von 10 bis 20 Hektar (ha) aus, teilweise errei
chen sie Größenordnungen von 40 bis 80 ha. 

Im Juni 2021 existierten in Schleswig-Holstein Baurechte für rund 1.850 ha Solar-Freiflächen-
Projekte. Der Landesplanung liegen aktuell formelle Planungsanzeigen für weitere Projekte 
mit einem Gesamtumfang von rd. 1.700 ha vor. 

Die Nutzung Erneuerbarer Energien zur Stromerzeugung liegt im öffentlichen Interesse, dient 
dem Klimaschutz und der Versorgungssicherheit. Daher sollen in Schleswig-Holstein auch die 
Potenziale der Stromerzeugung mittels Photovoltaikanlagen und die Wärmeerzeugung mittels 
Solarthermieanlagen genutzt werden. 

Das Ziel der Landesregierung, den Ausbau der Erneuerbaren Energien weiter zu forcieren, 
erfordert neben dem Ausbau der Gebäudeanlagen die Entwicklung bestehender und neuer 
Standorte für Solar-Freiflächenanlagen. Der weitere Ausbau soll dabei möglichst raumverträg
lich erfolgen. Der Ausbau der Solar-Anlagen soll auf geeignete Räume gelenkt und die Pla
nung der Standorte geordnet und unter Abwägung aller schutzwürdigen Belange erfolgen. Da
bei sind vorrangig die Kommunen gefordert. Die Landesregierung gibt im Landesentwicklungs
plan (LEP) für Solarenergie einen Rahmen, nimmt aber keine Ausweisung von Eignungs- oder 
Vorrangflächen vor, wie sie aus der Windkraftplanung bekannt sind. 

Dieser Erlass soll Hilfestellungen für die planenden Gemeinden sowie die Kreise, Investorin
nen und Investoren als auch Projektentwicklerinnen und Projektentwickler bieten, die in der 
erforderlichen Bauleitplanung zu beachtenden Belange verdeutlichen und Planungsempfeh
lungen zur Ausgestaltung der Solar-Freiflächenanlagen - und zwar sowohl Photovoltaik als 
auch Solarthermie - geben. 

Aufgrund der dynamischen Entwicklung der letzten Jahre werden die zuständigen Ressorts 
die in diesem Erlass enthaltenen Empfehlungen zum Umgang mit entsprechenden Vorhaben 
zur Errichtung von Solar-Freiflächenanlagen im Außenbereich im Jahr 2023 evaluieren und 
mit Blick auf die Erfordernisse des Klimaschutzes und die Belange der Raumplanung gegebe
nenfalls anpassen. Die Prüfung und Entscheidung über Änderungen der zugrundeliegenden 
gesetzlichen Rahmenbedingungen obliegt den jeweils zuständigen Ressorts bzw. dem Bund. 
Sie ist von der Erlass-Evaluierung nicht mitumfasst.  
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Nicht Gegenstand dieses Erlasses sind Solar-Anlagen an oder auf Gebäuden sowie an oder 
auf anderen baulichen Anlagen. 

 

B. Bauplanungsrechtlicher Rahmen 
 

• Bauplanungsrechtliche Zulässigkeit und Erforderlichkeit der Bauleitplanung 

Solar-Freiflächenanlagen (Photovoltaik und Solarthermie) sind bauplanungsrechtlich nicht 
privilegiert zulässig. Sie bedürfen daher der Ausweisung entsprechender Flächen im Flä
chennutzungsplan und der Aufstellung eines Bebauungsplanes durch die Gemeinde1.  

• Flächennutzungsplan 

Für Solar-Freiflächenanlagen müssen im Flächennutzungsplan entsprechende Bauflä
chen dargestellt werden. Erforderlich ist eine Darstellung als „Sonderbaufläche“ oder als 
„Sondergebiet“ mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik“ bzw. „Solarthermie“. Weiterhin 
sind die Anlagen auch in anderen Baugebietstypen, z.B. GE, GI, zulässig, deren primäre 
Zweckbestimmung jedoch eine andere ist. 

Ausgangspunkt für die Planung auf Ebene der Flächennutzungsplanung ist gemäß § 5 
Absatz1 BauGB in der Regel die Betrachtung des gesamten Gemeindegebietes, um für 
Solar-Freiflächenanlagen die geeignetsten Standorte zu identifizieren und mit gegebenen
falls divergierenden Raumansprüchen in Einklang zu bringen.  

• Bebauungsplan 

Der Bebauungsplan ist aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln (§ 8  
Absatz 2 BauGB). Die Flächen für Solar-Freiflächenanlagen sind im Bebauungsplan als 
„Sondergebiete Photovoltaikanlagen“ bzw. „Sondergebiete Solarthermie“ nach § 11 Ab
satz 2 Satz 2 BauNVO (sonstige Sondergebiete) festzusetzen.  

Gewerbegebiete sollten im Hinblick auf ihre eigentliche Zweckbestimmung und eine effi
ziente Flächennutzung in der Regel nicht für die Errichtung von Solar-Freiflächenanlagen 
freigegeben werden. Als baurechtlich zulässige Nebennutzung sollten Solaranlagen je
doch ermöglicht werden. 

• Alternativen-Prüfung und gesamträumliches Konzept 

Aufgabe der Alternativenprüfung ist es, Standorte zu finden, die die Abwägungsbelange 
möglichst weitgehend berücksichtigen und die gegebenenfalls sich darstellenden Konflikt
konstellationen am besten lösen (vgl. auch BVerwG Beschluss vom 16.07.2007 - 4 B 
71/06).2 

                                                           
1 Unbenommen hiervon besteht die Möglichkeit der Zulassung nach anderen fachlichen Grundlagen,  

z. B. im Rahmen eines Planfeststellungsverfahrens (z. B. Deponie mit PV-Nutzung). 
2 „Die grundsätzliche Pflicht zu einer solchen Prüfung von Alternativen folgt aus dem Gebot der Propor

tionalität der Abwägung und damit aus dem rechtstaatlichen Verhältnismäßigkeitsgrundsatz (vgl. 
Stüer, Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts, 5. Aufl. 2015, A Rn. 1776; OVG Rh.-Pf., Urt. v. 
23.01.2013 - 8 C 10782/12 -). Ein Bebauungsplan […] erweist sich […] im Ergebnis als fehlerhaft, 
wenn sich eine andere als die gewählte Lösung, unter Berücksichtigung aller abwägungserheblicher 
Belange, eindeutig als die bessere, weil öffentliche und private Belange insgesamt schonendere Va
riante sich hätte aufdrängen müssen. (VGH Baden-Württemberg Urt. V. 22. Mai 2019 - 8 S 2431/17).“ 
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Sinnvoll ist es, den Planungsansatz zunächst mit einem informellen Rahmenkonzept auf 
Basis der Identifikation der geeigneten Potenzialflächen einzuleiten. Dabei kann eine ak
tuelle Landschaftsplanung eine geeignete fachliche Grundlage zur Ermittlung von Poten
tialflächen darstellen. Diese wäre um die ebenfalls relevanten, fachlichen Belange zu er
gänzen. 
Die ermittelten Flächen sollten mit den betroffenen Behörden vorabgestimmt werden.  
Mit einem konzeptionellen Gesamtbild für die mögliche Entwicklung kann die Planung für 
die öffentlich zu führenden Diskussionen veranschaulicht werden.  

Das Rahmenkonzept soll verschiedene Projektansätze in einen konzeptionellen Zusam
menhang bringen und die Entwicklung der Solar-Freiflächen-Standorte im Gemeindege
biet koordinieren. Durch das Rahmenkonzept soll eine einseitige Be- und Überlastung 
eines Teilraumes in Folge einer Häufung und eines zu großen Flächenumfangs von An
lagen vermieden werden. Ein Konzept ermöglicht das Entzerren von Nutzungskonkurren
zen. Der fortschreitenden Zersiedelung der Landschaft kann durch bewusste Planung ent
gegengewirkt werden. Der Gemeinde ist es im Rahmen ihrer konzeptionellen Vorplanung 
freigestellt, in welchem Umfang und in welcher Größe sie den Solar-Freiflächenanlagen- 
und Solarthermie-Anlagen Raum geben will und kann. Gemäß § 1 Absatz 3 Satz 2 BauGB 
besteht kein Anspruch Dritter auf die Aufstellung eines Bebauungsplanes.  

Um Potenzialflächen, die für Solarenergie geeignet sind, möglichst vollständig in einem 
Gemeindegebiet zu erfassen, empfiehlt es sich das gesamte Gemeindegebiet zu betrach
ten. Sind nur wenige Vorhaben wahrscheinlich, kann sich die gemeindliche Planung auf 
Teilbereiche des Gemeindegebietes beschränken. Das gilt insbesondere dann, wenn sich 
bestimmte Teilbereiche aus sachlich begründbaren Erwägungen der Gemeinde von vorn
herein objektiv als nicht geeignet darstellen.  

Das Rahmenkonzept sollte so flexibel angelegt sein, dass es auf unvorhergesehene Ent
wicklungschancen niederschwellig reagieren kann, ohne dass es einer aufwendigen for
mellen Anpassung des Konzeptes bedarf.  

Auf der Grundlage eines vorabgestimmten Rahmenkonzeptes kann projektbezogen das 
einzelne Vorhaben verlässlich verortet und das erforderliche Bauleitplanverfahren für den 
Flächennutzungs- und Bebauungsplan zügig durchgeführt werden.  

• Gemeindeübergreifende Abstimmung und gemeinsame Konzeptentwicklung  
 
Angesichts der relativ eng gesteckten Gemeindegebietsgrenzen in Schleswig-Holstein 
kommt dem interkommunalen Abstimmungsgebot des § 2 Absatz 2 BauGB, wonach Pla
nungen benachbarter Gemeinden aufeinander abzustimmen sind, für die Planung von 
Solar-Freiflächenanlagen besondere Bedeutung zu. Das interkommunale Abstimmungs
gebot verlangt einen Interessenausgleich zwischen benachbarten Gemeinden und fordert 
dazu eine Koordination der gemeindlichen Belange.3  
Dabei muss materiell sichergestellt werden, dass gemeindeübergreifend Ziele der Raum
ordnung und andere fachliche und rechtliche Vorgaben gewahrt werden und zudem nicht 
eine Gemeinde die Planungshoheit der Nachbargemeinden einengt.4 Gleichzeitig muss 
nicht jedwede negative Folgewirkung für Nachbargemeinden vermieden werden. Eine 
Planung, die durch Auswirkungen gewichtiger Art gekennzeichnet ist, verstößt nicht be
reits aus diesem Grund gegen das Abwägungsgebot. Selbst gewichtige Belange dürfen 

                                                           
3 BVerwG, Beschluss vom 06. März 2018 - 4 BN 15/17 -, Rn. 31, juris. 
4 Zu Ersterem: OVG Münster 12.11.2003 - 3 O 22/00;  

zu Zweitem: allgemein: BVerwG 40, 323 und zu den verschiedenen Ausprägungen: Schrödter/ Wahl
häuser in: Schrödter, BauGB, Kommentar, 8. Aufl., § 2 Rn. 59 ff. mit Fn. 155 ff. 
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im Wege der Abwägung überwunden werden, wenn noch gewichtigere ihnen im Range 
vorgehen.5  
Verweigert die Nachbargemeinde die Zusammenarbeit, so verzichtet sie auf die Geltend
machung ihrer eigenen Planungsinteressen. Die planende Gemeinde muss dann solche 
Belange der Nachbargemeinde in der Abwägung berücksichtigen, die ihr bekannt sind 
oder hätten bekannt sein müssen.6 Die (sich verweigernde) Nachbargemeinde muss dann 
gegebenenfalls mit den sie einschränkenden Ergebnissen des Konzeptes der übrigen Ge
meinden umgehen. 

Bei der Planung von Solar-Freiflächenanlagen sollten die Gemeinden gemeindegrenzen
übergreifend denken; insbesondere dort, wo die Gemeinden in einem Landschaftsraum 
gemeinsame Leitprojekte oder -themen verfolgen.  
In dem Zusammenhang sind insbesondere die Ämter und Kreise gefordert, für die Erar
beitung gemeindeübergreifender Konzepte bei den Gemeinden frühzeitig zu werben und 
sie in der Erarbeitung und Aufstellung zu unterstützen. 

C. Fachliche und überfachliche Vorgaben 
 

Im Folgenden werden wichtige überfachliche und fachliche Belange beschrieben, die bei einer 
raumverträglichen Standortwahl von Solar-Freiflächenanlagen zu prüfen sind. Eine abschlie
ßende Darstellung aller fachlichen Belange ist hier nicht möglich, da im Einzelfall nahezu alle 
Belange der § 1 Absatz 5 und 6 sowie § 1a BauGB relevant sein können.  

 
I. Raumordnerische Vorgaben  
 
Auszug aus der Landesverordnung über den Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein - 
Fortschreibung 2021 vom 25. November 2021 (LEP-VO, GVOBl. Schl.-H. S. 1409): 
 
Kapitel 4.5.2 Solarenergie 
Grundsätze und Ziele der Raumordnung 
 
1 G  
Die Potenziale der Solarenergie sollen in Schleswig-Holstein an und auf Gebäuden bezie
hungsweise baulichen Anlagen und auf Freiflächen genutzt werden. Bei der Solarenergienut
zung werden zwei Anwendungsarten unterschieden: die Stromerzeugung mittels Photovolta
ikanlagen und die Wärmeerzeugung mittels Solarthermieanlagen.  
 
2 G  
Die Entwicklung von raumbedeutsamen Solar-Freiflächenanlagen (Photovoltaik- und Solar
thermie) soll möglichst freiraumschonend sowie raum- und landschaftsverträglich erfolgen. Um 
eine Zersiedelung der Landschaft zu vermeiden, sollen derartige raumbedeutsame Anlagen 
vorrangig ausgerichtet werden auf:  

- bereits versiegelte Flächen, 
- Konversionsflächen aus gewerblich-industrieller, verkehrlicher, wohnungsbaulicher oder 

militärischer Nutzung und Deponien, 
- Flächen entlang von Bundesautobahnen, Bundesstraßen und Schienenwegen mit überre

gionaler Bedeutung oder  

                                                           
5 BVerwG, Urteil vom 01. August 2002 - 4 C 5/01 -, BVerwG 117, 25-42, Rn. 21. 
6 Vermerk MILIG vom 09.08.2021, Seite 2. 
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- vorbelastete Flächen oder Gebiete, die aufgrund vorhandener Infrastrukturen ein einge
schränktes Freiraumpotenzial aufweisen. 

Solarthermie-Freiflächenanlagen sollen in guter städtebaulicher Anbindung, räumlicher Nähe 
zu Verbraucherinnen und Verbrauchern oder in räumlicher Nähe von Nah- oder Fernwärme
netzen beziehungsweise Wärmespeichern geplant und errichtet werden. 
  
3 G 
Die Inanspruchnahme von bisher unbelasteten Landschaftsteilen soll vermieden werden. Bei 
der Entwicklung von Solar-Freiflächenanlagen sollen längere bandartige Strukturen vermieden 
werden. Einzelne und benachbarte Anlagen sollen eine Gesamtlänge von 1.000 Metern nicht 
überschreiten. Sofern diese Gesamtlänge überschritten wird, sollen jeweils ausreichend große 
Landschaftsfenster zu weiteren Anlagen freigehalten werden, räumliche Überlastungen durch 
zu große Agglomerationen von Solar-Freiflächenanlagen sollen vermieden werden. 
 
 
Z  
Raumbedeutsame Solar-Freiflächenanlagen dürfen nicht 

- in Vorranggebieten für den Naturschutz und Vorbehaltsgebieten für Natur und Landschaft, 
- in Regionalen Grünzügen und Grünzäsuren sowie 
- in Schwerpunkträumen für Tourismus und Erholung und Kernbereichen für Tourismus 

und/oder Erholung (dies gilt nicht für vorbelastete Flächen oder Gebiete, die aufgrund vor
handener Infrastrukturen, insbesondere an Autobahnen, Bahntrassen und Gewerbegebie
ten, ein eingeschränktes Freiraumpotenzial aufweisen)  

errichtet werden.  
 
4 G 
Planungen zu Solar-Freiflächenanlagen sollen möglichst gemeindegrenzenübergreifend ab
gestimmt werden, um räumliche Überlastungen durch zu große Agglomerationen von Solar-
Freiflächenanlagen zu vermeiden.  
 
5 G 
Für größere raumbedeutsame Solar-Freiflächenanlagen ab einer Größe von 20 Hektar soll in 
der Regel ein Raumordnungsverfahren durchgeführt werden. Dies gilt auch für Erweiterungen 
von vorhandenen Anlagen in diese Größenordnung hinein und bei Planungen, die mit weiteren 
Anlagen in räumlichem Zusammenhang stehen und gemeinsam diese Größenordnung errei
chen.  
 
6 G 
Bestehende Dach- und Gebäudeflächen beziehungsweise bauliche Anlagen sollen für Solar
anlagen genutzt werden. Durch die Aufstellung von Bauleitplänen soll die Nutzung von solarer 
Strahlungsenergie an und auf baulichen Anlagen durch geeignete Darstellungen und Festset
zungen ermöglicht werden.  
 
7 G 
Eine Konkretisierung der Vorgaben zu Freiflächen-Photovoltaik- und Solarthermieanlagen 
kann in den Regionalplänen durch Festlegung von Grundsätzen und Zielen der Raumordnung 
erfolgen. 
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Die im Landesentwicklungsplan und in den Regionalplänen dargestellten Ziele der Raumord
nung (Texte und Karten) müssen von der Gemeinde zwingend beachtet werden.7 Im Rahmen 
eines Zielabweichungsverfahrens nach § 13 Landesplanungsgesetz (LaplaG) kann geprüft 
werden, ob eine Abweichung von einem tangierten Ziel ausnahmsweise zugelassen werden 
kann. Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung8 sind nach § 4 Absatz 2 ROG 
zu berücksichtigen. Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung sind im Rah
men einer sachgerechten Abwägung überwindbar. Dies muss von der Gemeinde ausreichend 
begründet werden. 

Für raumbedeutsame Solar-Freiflächen-Vorhaben wird eine raumordnerische Prüfung durch 
die Landesplanungsbehörde durchgeführt. In deren Rahmen wird festgestellt, ob Vorhaben 
mit den Erfordernissen der Raumordnung vereinbar sind bzw. unter welchen Bedingungen 
eine Vereinbarkeit hergestellt werden kann. Soweit erforderlich wird das Prüfergebnis der Ge
meinde in einer landesplanerischen Stellungnahme mitgeteilt (§ 11 Absatz 2 LaplaG). Reagiert 
die Landesplanungsbehörde innerhalb einer Frist von zwei Monaten nicht, kann die Gemeinde 
ihr Planverfahren fortsetzen. Die Pflicht, Ziele der Raumordnung zu beachten, bleibt unberührt.  

 

II. Bauplanungsrechtliche und umweltbezogene Leitprinzipien  

 
Das Baugesetzbuch gibt der Bauleitplanung verschiedene grundsätzliche Planungsprinzipien 
(§ 1 sowie § 1a BauGB) vor, die die Gemeinde in ihrer Planungsentscheidung zu berücksich
tigen hat, u.a.:  

- Vorrang der Innenentwicklung, die die Neuinanspruchnahme von Flächen begrenzen soll, 
ergänzt um den schonenden und sparsamen Umgang mit Grund und Boden, 

- Gebot der nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung (Schutz vor Zersiedelung), 

- die Umwidmungssperrklausel (Umwandlung von landwirtschaftlichen Flächen und Wald 
nur im notwendigen Umfang), 

- die Eingriffsregelung (Vorrang der Vermeidung und Minimierung von Auswirkungen auf 
Natur und Landschaft vor Kompensation), 

- für die Belange des Umweltschutzes wird gemäß § 2 Absatz 4 BauGB eine Umweltprüfung 
durchgeführt, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt wer
den und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden, 

- den Grundsatz der Konfliktlösung, soweit diese nicht auf der nachgeordneten Genehmi
gungs- und Realisierungsebene sicherzustellen ist. 

- Der Grundsatz des schonenden Umgangs mit Grund und Boden hat vor allem bei Planun
gen im Außenbereich eine hervorgehobene Bedeutung. Freiräume sollen geschützt und 
ihre Funktionen qualitativ entwickelt werden. 

                                                           
7 Die in § 4 Absatz 1 ROG angeordnete Beachtungspflicht schließt aus, dass ein Ziel der Raumordnung 

in Abwägungs- und Ermessensentscheidungen durch andere öffentliche Belange überwunden werden 
kann. Neben der Anpassungspflicht der Bauleitpläne der Gemeinden an die Ziele der Raumordnung 
stellt § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 ROG klar, dass Ziele der Raumordnung außerdem bei Genehmi
gungen, Planfeststellungen und sonstigen Entscheidungen, die die Zulässigkeit raumbedeutsamer 
Planungen und Maßnahmen von öffentlichen Stellen betreffen, zu beachten sind. 

 
8 Nach § 3 Absatz 1 Nummer 4 ROG sind sonstige Erfordernisse der Raumordnung in Aufstellung be

findliche Ziele der Raumordnung, Ergebnisse förmlicher landesplanerischer Verfahren wie des Raum
ordnungsverfahrens und landesplanerische Stellungnahmen. 
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III. Belange des Umwelt- und Naturschutzrechts 
 

Hinsichtlich der Belange und Ziele des Umwelt- und Naturschutzrechts sind für die konkret in 
Frage kommenden Standorte die Auswirkungen der Planung auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Bo
den, Wasser, Klima (Mikroklima) und die sie betreffenden Wechselwirkungen zu berücksichti
gen.  

Folgende einschlägige umwelt- und naturschutzgesetzliche Regelungen sind dabei insbeson
dere zu beachten (die Reihenfolge der Aufzählung beinhaltet keine Gewichtung der betroffe
nen öffentlichen Belange): 

- Aussagen der Landschaftsplanung (Landschaftsrahmenplanung, kommunale Land
schaftsplanung) gemäß § 9 ff. Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) i. V. m. §§ 5 ff. Lan
desnaturschutzgesetz (LNatSchG) 

- Biotopverbund und Schutzgebiete gemäß § 20 ff. BNatSchG i. V. m. § 12 ff. LNatSchG 

- Artenschutzrecht gemäß § 44 Absatz 1 BNatSchG: Artenschutzrechtliche Anforderungen 
gemäß § 44 ff. BNatSchG  

- Gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 BNatSchG i. V. m. § 21 LNatSchG 
- Netz Natura 2000 gemäß § 31 ff. BNatSchG i. V. m. § 22 ff. LNatSchG (insbesondere  

§ 34 Absatz 1 BNatSchG) 

- Bundes-Bodenschutzgesetz (Bodenfunktionen gemäß §§ 2, 7 BBodSchG) 
- Wasserhaushaltsgesetz und Landeswassergesetz (z. B. Verschlechterungsverbot gemäß 

§§ 27, 47 WHG, Bauverbote in von Hochwasser bedrohten Gebieten gemäß § 78 WHG, 
§§ 76, 82 LWG) 

- Wald und Waldabstände gemäß Landeswaldgesetz (LWaldG) 
 
IV. Geeignete Standorte - Potenzialflächen mit besonderer Eignung 
 

Der Ausbau der Solar-Freiflächenanlagen soll auf geeignete Räume gelenkt und die Planung 
weiterer Standorte geordnet und unter Abwägung aller schutzwürdigen Belange erfolgen. Von 
besonderer Bedeutung ist dabei die Nutzung vorbelasteter Flächen bzw. die Wiedernutzbar
machung von Industrie- oder Gewerbebrachen. In diesen Bereichen sollen Gemeinden und 
Planungsträger bevorzugt Flächen für Solar-Freiflächenanlagen suchen. Zum einen bestehen 
dort bereits Vorbelastungen des Naturhaushaltes oder des Landschaftsbildes und zum ande
ren sind im Einzelfall bereits für Solarparks nutzbare Infrastrukturen (Betriebswege, Netzan
bindungsknoten o. ä.) vorhanden.  

Als geeignete Suchräume kommen dabei folgende Bereiche in Betracht: 
- bereits versiegelte Flächen, 

- Konversionsflächen aus gewerblich-industrieller, verkehrlicher, wohnungsbaulicher oder 
militärischer Nutzung und Deponien,  

- Flächen entlang von Bundesautobahnen, Bundesstraßen und Schienenwegen mit überre
gionaler Bedeutung oder 

- vorbelastete Flächen oder Gebiete, die aufgrund vorhandener Infrastrukturen ein einge
schränktes Freiraumpotenzial aufweisen. 
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Bei allen oben genannten Standortbereichen sind bei der weiteren Prüfung die fachrechtlichen 
Rahmenbedingungen zu beachten, die - trotz grundsätzlicher Eignung - zu einem Ausschluss 
der Fläche führen können. 

Das Abwägungsgebot des § 2 Absatz 3 BauGB bleibt auch bei grundsätzlich geeigneten Flä
chen bestehen. 

 

Flächen mit besonderem Abwägungs- und Prüferfordernis 
 

Auch in den folgenden Bereichen können Solar-Freiflächenanlagen zulässig sein; sie unterlie
gen jedoch einem besonderen Abwägungs- und Prüferfordernis. Im Rahmen der Bauleitpla
nung können öffentliche Belange mit einem besonderen Gewicht der Errichtung der Solar-
Freiflächenanlagen entgegenstehen. In der Abwägung kann aber auch der öffentliche Belang 
der Nutzung Erneuerbarer Energien zur Stromerzeugung überwiegen. Die Umsetzbarkeit von 
Solar-Freiflächenanlagen ist vom Prüfergebnis abhängig. Es können fachliche Genehmi
gungserfordernisse bestehen. Die zuständigen Fachbehörden sind frühzeitig einzubeziehen.  

- Artenschutzrechtliche Anforderungen gemäß § 44 ff. BNatSchG sind zu beachten. Sofern 
das Eintreten artenschutzrechtlicher Verbote im Zusammenhang mit der Planung, auch 
unter Berücksichtigung aller zumutbarer Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen sowie vor
gezogener Kompensationsmaßnahmen nicht sicher ausgeschlossen werden kann, sind 
alternative Standorte zu prüfen 

- Landschaftsschutzgebiete gemäß § 26 BNatSchG i. V. m. § 15 LNatSchG, 

- Naturparke gemäß § 27 BNatSchG i. V. m. § 16 LNatSchG, 

- Biosphärenreservate gemäß § 25 BNatSchG i. V. m. § 14 LNatSchG, 

- landesweit bedeutsame Rast- und Nahrungsgebiete für Zug- und Rastvögel oder Brutge
biete (Beachtung besonderer Regelungen erforderlich, z.B. Wiesenvogelkulisse), 

- Verbundbereiche des Schutzgebiets- und Biotopverbundsystems Schleswig-Holstein ge
mäß § 21 BNatSchG i. V. m. § 12 LNatSchG,  

- Naturdenkmale / geschützte Landschaftsbestandteile gemäß §§ 28, 29 BNatSchG i. V. m. 
§§ 17, 18 LNatSchG, 

- Naturschutzfachlich hochwertige Flächen, insbesondere alte Dauergrünlandstandorte oder 
alte Ackerbrachen (>5 Jahre) mit einem Naturschutzfachwert 4 oder 5 (vergleiche Orien
tierungsrahmen Straßenbau SH, 2004), 

- Dauergrünland auf Moorböden und Anmoorböden gemäß Definition nach § 3 Absatz 1 
Dauergrünlanderhaltungsgesetz (DGLG), 

- bevorratende, festgesetzte und / oder bereits umgesetzte Kompensationsmaßnahmen ge
mäß §§ 15 ff. BNatSchG. Hierzu zählen auch im Anerkennungsverfahren befindliche Öko
konten oder Kompensationsmaßnahmen, die aufgrund eines laufenden Genehmigungs
verfahrens einer Veränderungssperre unterliegen, 

- realisierte und geplante Querungshilfen an großen Verkehrsinfrastrukturen einschließlich 
der damit verbundenen Zu- und Abwanderungskorridore (vgl. Meißner et al. 2009 und fol
gende, Teilfortschreibung Regionalplanung Wind), 

- ein landseitiger Streifen von drei Kilometern entlang der Nordseeküste und von einem Ki
lometer entlang der Ostseeküste, einschließlich der Schlei, 
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- Flächen mit besonderer Wahrnehmung der Bodenfunktionen gemäß §§ 2, 7 Bundesbo
denschutzgesetz (BBodSchG), insbesondere der natürlichen Bodenfunktionen, 

- schützenswerte geologische und geomorphologische Formationen (Geotope, die sich 
durch ihre besondere erdgeschichtliche Bedeutung, Seltenheit, Eigenart, Form oder 
Schönheit auszeichnen), 

- landwirtschaftlich genutzte Flächen, je höher die Ertragsfähigkeit, desto größer ist die Ge
wichtung. Die Ertragsfähigkeit der Fläche kann flächenscharf dem Landwirtschafts- und 
Umweltatlas/Bodenbewertung entnommen werden.  

- bei ehemaligen Abbaugebieten (Kiesabbau, Tagebau) sind bestehende genehmigungs
rechtliche Auflagen und Regelungen hinsichtlich deren Nachnutzung zu beachten, 

- Wasserflächen, einschließlich Uferzonen: 
Anlagen in, an, über und unter oberirdischen Gewässern sind so zu errichten, zu betreiben, 
zu unterhalten und stillzulegen, dass keine schädlichen Gewässerveränderungen zu er
warten sind,  

- Die Bedeutung der Gewässer als Lebensraum sowie Leitlinie für den Vogelzug und als 
Nahrungs-, Rast- oder Brutgebiete ist zu beachten. 

- Flächen in Talräumen, die für die Gewässerentwicklung zur Erreichung des guten ökologi
schen Zustands oder des guten ökologischen Potenzials nach Wasserrahmenrichtlinie 
(WRRL) benötigt werden, 

- bei Mitteldeichen sind zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels für zukünftige 
Deichverstärkungen Abstände einzuhalten, die gegebenenfalls notwendige Anpassungen 
der Mitteldeiche an sich ändernde Belastungssituationen ermöglichen. Daher sollten So
laranlagen durchgehend einseitig (auf den jeweiligen Koog bezogen entweder durchge
hend see- oder durchgehend landseitig) einen Abstand von 25 Metern von den Mitteldei
chen einhalten. 

- Wasserschutzgebiete Schutzzone II 

- Bereiche mit einem baulich und siedlungsstrukturell wenig vorbelasteten Landschaftsbild. 
Zur Sicherung und Entwicklung des Freiraumes ist eine Zersiedlung der Landschaft zu 
vermeiden. Photovoltaikanlagen sollten daher möglichst in Anbindung an bestehende 
Siedlungsstrukturen oder in den unter IV genannten Räumen errichtet werden.  

- Kulturdenkmale und Schutzzonen gemäß § 2 Absatz 2 und 3 DSchG (Baudenkmale, ar
chäologische Denkmale, Gründenkmale, Welterbestätten, Pufferzonen, Denkmalbereiche, 
Grabungsschutzgebiete), einschließlich ihrer Umgebungsbereiche sowie Bereiche, von 
denen bekannt ist oder den Umständen nach zu vermuten, dass sich dort Kulturdenkmale 
befinden. 

- Flächen zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erho
lungswertes von Natur und Landschaft im Sinne § 1 Absatz 4 BNatSchG (insbesondere 

                                                           
9 Es können im Einzelfall auch schwimmende Solaranlagen auf Gewässern zugelassen werden, soweit 

sie auch bauplanungsrechtlich zulässig sind. Der Bau (einschließlich Verankerungen) von Solar-Frei
flächenanlagen darf in und an Gewässern nicht zu einer Verschlechterung des Zustands der Gewäs
ser führen (Verschlechterungsverbot gemäß Wasserrahmenrichtlinie - WRRL) und auch dessen Ent
wicklung hin zu einem guten ökologischen Zustand nach WRRL nicht beeinträchtigen (Zielerrei
chungsgebot gemäß WRRL). Die Auswirkungen des Vorhabens auf Wasserflächen und Uferzonen 
(mindestens 10 Meter Breite) sind in einem Fachbeitrag zu prüfen und zu dokumentieren. Bei mögli
chen Havarien sind schädliche Auswirkungen auf Wasserflächen und Uferzonen durch geeignete 
Maßnahmen zu verhindern. 
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historisch gewachsene Kulturlandschaften mit ihren historisch überlieferten Landschafts
elementen, wie z. B. Knicks, Beet- und Grüppenstrukturen sowie strukturreiche Agrarland
schaften, vgl. Landschaftsrahmenplan Schleswig-Holstein).  

- Schutz- und Pufferbereiche zu den unter VI genannten Flächen und Schutzgebieten  

 

VI. Flächen mit fachrechtlicher Ausschlusswirkung 
 

Folgende Flächen sind grundsätzlich von vornherein auszuschließen, da der Errichtung von 
Solar-Freiflächenanlagen fachliche Bestimmungen entgegenstehen, die keiner Abwägung o
der Ermessensentscheidung der Gemeinde zugänglich sind. 

Auf diesen Flächen kommt die Errichtung von Anlagen nur in Betracht, wenn eine Ausnahme 
oder Befreiung von den fachrechtlichen Bestimmungen erteilt werden kann: 

- Schwerpunktbereiche des Schutzgebiets- und Biotopverbundsystems Schleswig-Holstein 
gemäß § 20 BNatSchG i. V. m. § 12 LNatSchG, 

- Naturschutzgebiete gemäß § 23 BNatSchG i. V. m. § 13 LNatSchG (einschließlich einst
weilig sichergestellten NSG und Gebieten, die die Voraussetzungen nach § 23 BNatSchG 
i. V. m. § 13 LNatSchG erfüllen), 

- Nationalparke / nationale Naturmonumente (z. B. Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer 
inkl. Weltnaturerbe Wattenmeer) gemäß § 24 BNatSchG i. V. m. § 5 Absatz 1 Nummer 1 
Nationalparkgesetz (NPG), 

- Gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 Absatz 2 BNatSchG i. V. m. § 21 Absatz 1 
LNatSchG), 

- Natura 2000-Gebiete (FFH-Gebiete, europäische Vogelschutzgebiete) und Ramsar-Ge
biete, 

- Gewässerschutzstreifen nach § 61 BNatSchG i. V. m. § 35 LNatSchG, 

- Überschwemmungsgebiete gemäß § 78 Absatz 4 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ein
schließlich der gemäß § 74 Abs. 5 LWG vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiete 
als Vorranggebiete der Raumordnung für den vorbeugenden Binnenhochwasserschutz, 

- Gebiete im küstenschutzrechtlichen Bauverbotsstreifen gemäß § 82 LWG sowie im 
Schutzstreifen, als Zubehör des Deiches, gemäß § 70 i. V. m. § 66 LWG, 

- Wasserschutzgebiete Schutzzone I gemäß WSG-Verordnungen i. V. m. §§ 51, 52 WHG, 

- Waldflächen gemäß § 2 LWaldG sowie Schutzabstände zum Wald gemäß § 24 LWaldG 
(30 Meter). 

 

VII. Besonderheiten bei Solarthermie-Freiflächenanlagen 
 

Grundsätzlich weisen Solarthermie-Freiflächenanlagen ähnliche Wirkzusammenhänge wie 
Photovoltaik-Freiflächenanlagen auf. Beide werden als Kollektorenfelder errichtet und weisen 
ein ähnliches Erscheinungsbild auf.  
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Solarthermie-Freiflächenanlagen haben jedoch andere Standortvoraussetzungen als Photo
voltaik-Freiflächenanlagen. Photovoltaik-Anlagen benötigen einen Zugang zu einem leistungs
fähigen Stromnetz und einem Umspannwerk. Solarthermie-Anlagen müssen hingegen mög
lichst nah an den mit einem Wärmenetz zu versorgenden Siedlungsstrukturen errichtet wer
den, um die Wärmeverluste möglichst gering zu halten. Die Leitungen von Wärmenetzen wer
den in der Regel unterirdisch verlegt. Um die Wärme optimal zu nutzen, kann ein saisonaler 
Speicher, z. B. in Form eines Erdbeckenwärmespeichers, errichtet werden. Solarthermie-An
lagen benötigen häufig Flächen für entsprechende Wärmespeicher, Heizhäuser und Wärme
übergabestationen. Dies muss bei der Planung frühzeitig mit berücksichtig werden.  

 

VIII. Besonderheiten bei Agri-Solar-Freiflächenanlagen 
 

Mit Agri-Solar-Freiflächenanlagen können Freiflächenanlagen und Landwirtschaft kombiniert 
und Flächenkonkurrenzen vermieden werden. Photovoltaikmodule werden in einer Höhe mon
tiert, die den Einsatz von üblichen landwirtschaftlichen Maschinen und andere landwirtschaft
liche Bewirtschaftungsmethoden unter ihnen zulässt. Durch die Doppelnutzung einer Fläche 
durch die Kombination von Solarnutzung mit einer landwirtschaftlichen oder gartenbaulichen 
Nutzung können Synergieeffekte zum Schutz empfindlicher Kulturen, z. B. im Gemüse- oder 
Obstanbau, generiert werden. Obst- und Sonderkulturen, die von zunehmendem Hagel-, 
Frost- und Dürreschäden betroffen sind, könnten zudem gegebenenfalls von einer Schutzfunk
tion durch die Teilüberdachung mit Photovoltaikmodulen profitieren. 

Gleichzeitig ist - im Gegensatz zu flacheren Modulanlagen - davon auszugehen, dass höhere 
Aufständerungen andere und auch weitreichendere Umweltauswirkungen nach sich ziehen 
können. Hierdurch können sich im Rahmen der Standortalternativensuche die geeigneten Flä
chenanteile verringern. Umweltauswirkungen und erforderliche Schutz- und Vermeidungs
maßnahmen sowie die Anforderungen hinsichtlich der Kompensation unvermeidbarer Beein
trächtigungen sind im Einzelfall zu bestimmen. Im Rahmen der gemeindlichen Bauleitplanung 
sollten alle einschlägigen Festsetzungsmöglichkeiten für eine bestmögliche Einfügung geprüft 
und eingesetzt werden. 

 
D. Planungsempfehlungen zur Ausgestaltung der Anlagen 
 

Eine Vielzahl von begleitenden Maßnahmen können dazu beitragen, Beeinträchtigungen auf 
den Naturhaushalt zu vermeiden oder zu minimieren, aber auch die Biodiversität der Flächen 
zu erhöhen und zu verbessern. Unvermeidbare erhebliche Beeinträchtigungen sind durch ent
sprechende Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auszugleichen.  

Hinsichtlich der Ausgestaltung von Solar-Freiflächenanlagen gelten folgende Planungsemp
fehlungen. Bei entsprechender Umsetzung kann dies teilweise zu einer Reduzierung des Kom
pensationsbedarfes anerkannt werden (siehe Kapitel E Hinweise zur Eingriffsregelung): 

- Kompakte Anordnung: Soweit nicht Gesichtspunkte der Beeinträchtigung des Land
schaftsbildes entgegenstehen, sollten die Anlagen möglichst kompakt angelegt sein. 
Langgezogene bandartige Strukturen mit großräumigen Zäsur-Wirkungen für den freien 
Landschaftsraum sollten vermieden werden. 

- Maximalgröße: Eine Größe von ca. 20 ha sollte in der Regel nicht überschritten werden. 
Größen oberhalb 20 ha sind i. d. R. einem Raumordnungsverfahren vorbehalten (vgl. Kap. 
C I). 
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- Flächengestaltung: Bei der Anordnung der Solar-Module innerhalb des Solarparks sind 
ausreichend große Freiflächenanteile vorzuhalten. Der überbaute Anteil darf 80 Prozent 
der Gesamtfläche, einschließlich Nebenanlagen, Zufahrten etc. nicht überschreiten (vgl. 
§ 19 Absatz 4 BauNVO). Dabei ist auf möglichst große Reihenabstände, Abstände zwi
schen den einzelnen Photovoltaikmodulen und Abstände zum Boden zu achten, um da
runter Licht- und teilweise Niederschlagseinfall zu ermöglichen. Zur Verminderung der 
Eingriffsintensität sollten die Flächen zwischen den Modulreihen naturnah gestaltet wer
den. 

- Landschaftsbild: Zur Neugestaltung bzw. Wiederherstellung des Landschaftsbildes sind 
flächige Solaranlagen mit einer geschlossenen Umpflanzung mit standortheimischen Ge
hölzen und Sträuchern zu versehen (z. B. Knicks, Feldhecke o.ä.), sofern keine anderen 
Belange dagegenstehen (z.B. Wiesenvogelgebiete). Diese Bereiche können bei entspre
chender Ausgestaltung als Kompensationsmaßnahme für den Naturhaushalt anerkannt 
werden.  

- Artenvielfalt: Zur Steigerung der Artenvielfalt und zur Attraktivitätssteigerung sind inner
halb der Anlagen kleinräumige geeignete Habitat-Strukturen herzustellen bzw. zu belas
sen (z. B. Lesesteinhaufen, Altholz, Kleingewässer, Rohbodenstellen - je nach Standor
teigenschaften).  

- Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen im Sinne von § 13 BNatSchG und zur Reduzie
rung der Kompensationserfordernisse gemäß § 15 BNatSchG sollten Projektträgerinnen 
bzw. Projektträger folgende naturschutzfachlich relevanten Planungsparameter bei Pla
nung, Bau und Betrieb von Solar-Freiflächenanlagen beachten: 

o Nutzung und Unterhaltung: Die Grundflächen innerhalb von Solar-Freiflächenanlagen 
(eingezäunter Bereich) sollen extensiv bewirtschaftet bzw. gepflegt werden. Denkbar 
ist z. B. extensive Tierhaltung (Schafe) und die Ansaat standorttypischer Pflanzenmi
schungen aus regionaler Herkunft. 

o Zerschneidungswirkung: Zur Minderung der Zerschneidungswirkung sind die erforder
lichen Einzäunungen so zu gestalten, dass Kleintiere problemlos queren können. Der 
Bodenabstand der Zaununterkante sollte nicht unterhalb von 20 cm liegen.  

o Bei großflächigen Anlagen sind Korridore (Breite 40 - 60 Meter) für Großsäuger zwi
schen den Anlagenteilen zu berücksichtigen. Etwa alle 1.000 Meter oder bei bekannten 
überregionalen Wildquerungskorridoren und Verbundachsen sind entsprechende Be
reiche von Solar-Modulen und sonstigen Anlagenteilen freizuhalten. Dabei sind mögli
che Fallenwirkungen (z. B. durch Wildschutzzäune an Bundesautobahnen) zu beach
ten. Zu- und Ableitungskorridore sind von Bebauung, Einzäunung u. ä. freizuhalten, 
Jagdausübung und die Anlage jagdlicher Einrichtungen sollen in diesen Bereichen ver
mieden werden, gegebenenfalls sind Lenk- und Anlockmaßnahmen (Flächen mit er
höhter Attraktivität für z. B. Rotwild) erforderlich. Diese Bereiche können gleichzeitig 
als Kompensationsmaßnahme anerkannt werden. 

- Unter dem Gesichtspunkt des Boden- und Grundwasserschutzes hat die Errichtung, der 
Betrieb und der Rückbau bodenschonend zu erfolgen.  

o Materialumlagerungen sind auf das unvermeidliche Maß zu beschränken. Zum Schutz 
des Oberbodens ist ein flächiger Bodenauf- oder -abtrag nicht zugelassen (vgl. sinn
gemäß § 11a Absatz 4 LNatSchG);  

o eine großflächige Planierung bzw. Nivellierung der Fläche (> 1.000 m², vgl. sinngemäß 
§ 11a Abs. 4 LNatSchG) ist zu vermeiden.  
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o Versiegelungen für Fundamente, Kabelgänge, Verteilergebäude, Zufahrten etc. sind 
soweit wie möglich zu vermeiden. Flächige Befestigungen sind wassergebunden  
oder teildurchlässig zu gestalten (z. B. Rasengittersteine).  

o Als Hilfestellung kann der Leitfaden „Bodenschutz auf Linienbaustellen“ (LLUR 2020) 
oder die DIN 19639-2019/09 Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvor
haben herangezogen werden. 

o Tiefgründungen oder großflächige Betonfundamente für die Solar-Module sind grund
sätzlich zu vermeiden.  

o Auf chemische Reinigungsmittel, chemische Unkrautbeseitigung und Düngung ist zu 
verzichten. 

o Bei Solarthermie-Freiflächenanlagen ist die Verordnung über Anlagen zum Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen (§ 35 AwSV) zu beachten.  

 

- Rückbau: Nach Beendigung der Nutzungsdauer sind die baulichen Anlagen vollständig 
zurück zu bauen (einschließlich Fundamente, Stromleitung, etc.) und alle durch die 
Errichtung und den Betrieb der Anlage entstandenen Beeinträchtigungen rückstands
los zu beseitigen. Der Rückbau ist durch entsprechend verpflichtende Regelungen im 
Rahmen des Bauleitplanverfahrens sicherzustellen. 

Landwirtschaftliche Flächen, die zum Zeitpunkt der Anlagengenehmigung Dauergrün
landflächen im Sinne des Dauergrünlanderhaltungsgesetzes (DGLG-SH) waren, dür
fen nur nach den zum Zeitpunkt des Rückbaus für Dauergrünland maßgeblichen Vor
schriften genutzt werden. 

- Für Anlagen auf Deponien gilt der bundeseinheitliche Qualitätsstandard 7-4a „Techni
sche Funktionsschichten - Photovoltaik auf Deponien" der LAGA Ad-Hoc-AG „Depo
nietechnik" vom 07.07.201510. 

- Brandschutz: Um ein Übergreifen eines Brandes in angrenzende Naturräume mög
lichst zu vermeiden und zur Reduzierung des Einsatzes von Löschwasser im Brandfall, 
sind die Anforderungen an den Brandschutz der PV-Anlage nach § 15 der Landesbau
ordnung bereits bei der Aufstellung des Bebauungsplanes zu berücksichtigen. Dies gilt 
in erster Linie für die Ausweisung der Baufelder, die so festzusetzen sind, dass einer 
Brandausbreitung vorgebeugt wird und wirksame Löscharbeiten erfolgen können. Da
bei ist insbesondere auf die Einhaltung der erforderlichen Mindestabstände und not
wendige Brandgassen zu achten. Die Beteiligung der Brandschutzdienststellen sowie 
der örtlichen Feuerwehren als Träger öffentlicher Belange ist sicherzustellen. 

Die entsprechenden Unterlagen sind mit der Antragstellung einzureichen und deren Tragfä
higkeit gegenüber der jeweils zuständigen Behörde nachzuweisen. Die oben beschriebenen 
Anforderungen werden als Standardbau- und -betriebsweise der weiteren Betrachtung zur 
Eingriffsregelung zugrunde gelegt. 

 

                                                           
10 Publikationen / Informationen / Bundeseinheitliche Qualitätsstandards - Bund/Länder-Arbeitsge

meinschaft Abfall (LAGA) (laga-online.de) 

 

https://www.laga-online.de/Publikationen-50-Informationen-Bundeseinheitliche-Qualitaetsstandards.html
https://www.laga-online.de/Publikationen-50-Informationen-Bundeseinheitliche-Qualitaetsstandards.html


 

15 
 

E. Hinweise zur Eingriffsregelung 
Der Bau von Solar-Freiflächenanlagen stellt einen Eingriff in Natur und Landschaft dar. Da 
diese Anlagen in der Regel im Rahmen eines Bauleitplanverfahrens umgesetzt werden, ist die 
Eingriffsregelung gemäß § 14 ff. BNatSchG nicht unmittelbar einschlägig. Gleichwohl sind die 
erheblichen Umweltauswirkungen im Rahmen der Umweltprüfung zu ermitteln sowie im Um
weltbericht zu beschreiben und zu bewerten (§ 2 Absatz 4 BauGB). Die Vermeidung und der 
Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der 
Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in seinen in § 1 Absatz 6 Nummer 7 
Buchstabe a bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach dem BNatSchG) sind in der 
Abwägung nach § 1 Absatz 7 BauGB zu berücksichtigen.  

Soweit eine Inanspruchnahme von land- oder forstwirtschaftlich genutzten Flächen für Aus
gleichs- oder Ersatzmaßnahmen geplant wird, sind gemäß § 1a Absatz 3 BauGB in Verbin
dung mit § 15 Absatz 3 BNatSchG die agrarstrukturellen Belange zu berücksichtigen.  

Wegen der spezifischen Auswirkungen großflächiger Solaranlagen auf die Naturgüter und das 
Landschaftsbild können die Regelungen des Gemeinsamen Runderlasses „Verhältnis der na
turschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht vom 09.12.2013 (Amtsbl. Schl.-H. 2013, 
S. 1170)“ bezüglich der dort angegebenen Kompensationsanforderungen nur begrenzt ange
wendet werden, so dass aufgrund der in der Regel geringeren Eingriffsschwere bei flächen
haften Solaranlagen abweichende Kompensationsansätze wie folgt angewendet werden kön
nen: 

Für die Anlagenteile innerhalb des umzäunten Bereichs, zzgl. der bebauten Fläche außerhalb 
der Umzäunung (z. B. Nebenanlagen, Zufahrten etc.), sind Kompensationsmaßnahmen zur 
Einbindung der Anlagen in die Landschaft und zum Ausgleich bzw. Ersatz betroffener Funkti
onen des Naturhaushalts im Verhältnis von 1:0,25 herzustellen. Eingrünungsmaßnahmen und 
größere ungestörte Freiflächen zwischen den Teilflächen der Anlage (Querungskorridore) kön
nen angerechnet werden und führen zu einem reduzierten Kompensationserfordernis.Für So
lar-Freiflächenanlagen in oder auf Gewässern ist i. d. R. der Kompensationsbedarf im Verhält
nis 1:0,25 (ohne Reduktionsmöglichkeit) in Bezug auf die installierte Kollektorfläche zu ermit
teln. 

Bei vollständiger Umsetzung der oben definierten naturschutzfachlichen Anforderungen an die 
Ausgestaltung von Solar-Freiflächenanlagen kann eine Reduzierung der Kompensationsan
forderung bis auf den Faktor 1:0,1 erfolgen (vgl. Kap. D Planungsempfehlungen zur Ausge
staltung der Anlagen).  

Für Standorte, die bereits vollständig versiegelt sind, ist in der Regel keine zusätzliche Kom
pensation für den Naturhaushalt erforderlich, da regelmäßig eine Kompensation für die beste
hende Vollversiegelung bereits erfolgt ist (Vermeidung Doppelkompensation). Die Regelungen 
zum Landschaftsbild bleiben unberührt. 

Grundsätzlich sind auf Flächen mit fachrechtlicher Ausschlusswirkung Solar-Freiflächenanla
gen nicht zulässig. Sofern für Eingriffe (auch temporäre) in Schutzgebiete (Natura 2000, Nati
onalparks, NSG, LSG), gesetzlich geschützte Biotope oder hochwertige Naturflächen (Natur
schutzfachwert 4 bis 5) aufgrund ihrer Vorrangigkeit im Einzelfall im Zuge einer Ausnahme 
oder Befreiung doch zugelassen werden, ist eine zusätzliche Kompensation im Verhältnis 1:1 
erforderlich (vgl. Kap. C VI). Sofern bestehende oder festgesetzte Kompensationsmaßnahmen 
sowie Funktionselemente mit besonderer Bedeutung für die Schutzgüter Boden und Wasser 
(vgl. Kap. C V) betroffen sind, ist gleichfalls eine zusätzliche Kompensation im Verhältnis 1:1 
erforderlich (vgl. hierzu auch Orientierungsrahmen Straßenbau SH 2004). 
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Bei großflächigen oder großvolumigen Wärmespeichern von Solarthermie-Freiflächenanlagen 
sind neu zu versiegelnde Flächen mit dem Faktor 1:1 zu kompensieren, da hier von einer 
Vollversiegelung ausgegangen werden muss. Böschungsflächen sind standortheimisch und 
standortgerecht einzugrünen. Die oben beschriebenen Regelungen für geschützte oder be
sonders wertvolle Bereiche bleiben unberührt. 

Bei Abweichungen von der oben beschriebenen Standardbau- und -betriebsweise (vgl. Kap. 
D Planungsempfehlungen zur Ausgestaltung der Anlagen) bedarf es einer Einzelfallprüfung, 
insbesondere hinsichtlich der Faktoren für die Eingriffsschwere. 

Für Eingriffe in das Landschaftsbild sind Eingrünungsmaßnahmen (Gehölzpflanzungen) um 
Solar-Freiflächenanlagen obligatorisch, um das Landschaftsbild wiederherzustellen bzw. neu 
zu gestalten. Sofern geeignet, können sie multifunktional auch als Kompensation für Eingriffe 
in den Naturhaushalt anerkannt werden. 

Hinsichtlich der Anforderungen des Artenschutzrechts gemäß § 44 Absatz 1 BNatSchG und 
des Habitat-Schutzrechts (Natura 2000) nach § 34 BNatSchG sind die einschlägigen Rege
lungen und Hinweise zu beachten. Gegebenenfalls erforderliche Schutz- und Vermeidungs
maßnahmen sind im Umweltbericht darzustellen und zwingend zu beachten, ebenso wie ge
gebenenfalls erforderliche vorgezogene Ausgleichsmaßnahen (sog. CEF-Maßnahmen) oder 
Kohärenzsicherungsmaßnahmen bei vorrangigen Solar-Freiflächenanlagen und fehlenden Al
ternativstandorten. Sofern geeignet, können diese Maßnahmen multifunktional auch als Kom
pensation für Eingriffe in den Naturhaushalt anerkannt werden. 

Weiterführende Informationen sind z. B. über das Bundesamt für Naturschutz (BfN) 2009: Na
turschutzfachlich Bewertungsmethoden für Freilandphotovoltaikanlagen (BfN Skript 247) zu 
erhalten.  

 
F. Instrumentelle und sonstige Hinweise zur Bauleitplanung 
 

Neben den rechtlich erforderlichen Planwerken der Bauleitplanung stellen sich folgende In
strumente als besonders geeignet dar: 

- Informelle Rahmenplanung 
Das oben dargestellte informelle gesamträumliche Rahmenkonzept stellt sich als Basis 
der Steuerung der Gesamtentwicklung und der Bauleitplanung für das einzelne Projekt 
als ein sehr flexibles Instrument dar. Die Vorprüfung der Flächen ermöglicht ein zügiges 
Bauleitplanverfahren für die dort erfassten geeigneten Flächen. Die Gemeinde ist damit 
nicht zwingend an ein festes Standortkonzept gebunden. Wenn sich neue Entwick
lungsoptionen darstellen, kann sie bei Bedarf gegebenenfalls zügig nachsteuern. 
 

- Vorhabenbezogene Planung – Vorhaben- und Entschließungsplan (VEP) gemäß  
§ 12 BauGB 
In der Regel stellt sich das Instrument des vorhabenbezogenen Bebauungsplans zudem 
als besonders geeignet dar, da hier die Satzung mit vertraglichen Vereinbarungen eng 
und verbindlich verzahnt wird. In dem Rahmen können neben den Erfordernissen der Er
schließung und der Ausgleichsverpflichtungen auch zeitliche Bindungen für die Photovol
taik-Nutzung und gegebenenfalls auch die Rückbauverpflichtung niederschwellig gesi
chert werden. 
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- Städtebauliche Verträge gemäß § 11 BauGB 
Das gängige bauplanungsrechtliche Instrument des städtebaulichen Vertrages kann im 
Rahmen eines Bauleitplanverfahrens ähnliche Funktionen erfüllen wie der Durchfüh
rungsvertrag zu einem vorhabenbezogenen Bebauungsplan. In der Regel bindet er aber 
nur die aktuell beteiligten Projektteilnehmer, auf lange Sicht regelmäßig aber nicht die 
künftigen Eigentümer und Betreiber der Anlage. 
 

- Öffentlichkeitsarbeit – Beteiligung der Bevölkerung 
Für die Akzeptanz der Vorhaben spielt neben der erkennbaren Berücksichtigung der un
terschiedlichen Belange und Nutzungsansprüche die Einbindung der Bevölkerung eine 
wesentliche Rolle. 

Schon das Verfahren zur Entwicklung des Rahmenkonzeptes sollte mit einer frühzeitigen 
Einbindung der Öffentlichkeit verbunden werden und Raum für Transparenz und Akzep
tanz schaffen, zumal mit der Realisierung von Solar-Freiflächenanlagen ein wichtiger Bei
trag zur Erreichung der Klimaschutz- und Umweltziele (Bodenschutz, Gewässerschutz, 
Naturschutz/Biodiversität) geleistet wird.  

In diesem Rahmen kann gegebenenfalls auch diskutiert werden, ob und inwieweit auch 
die Unterstützung von Projekten zur Errichtung von Gebäude-Solaranlagen eine Alterna
tive oder Ergänzung zur Energieerzeugung durch Freiflächenanlagen darstellen kann, zu
mal hier vorrangig andere Projektträgerinnen bzw. Projektträger anzusprechen sind. 

Die Beteiligungsverfahren im Bauleitplanverfahren können und sollen zudem verdeutlichen, 
dass mit dem gewählten transparenten Verfahren und dem geschaffenen rechtlichen Rah
men Rechtssicherheit und Verlässlichkeit geschaffen wird. 

 
G. Inkrafttreten/Außerkrafttreten 
 

Dieser Erlass tritt mit seiner Veröffentlichung in Kraft und ist befristet bis zum 31. Dezember 
2025. 



Bundesgesetzblatt  
Teil I 

2023 Ausgegeben zu Bonn am 11. Januar 2023 Nr. 6 

Gesetz 
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Rahmenbedingungen für die erneuerbaren Energien im Städtebaurecht

Vom 4. Januar 2023

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Baugesetzbuchs
Das Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt 

durch Artikel 11 des Gesetzes vom 8. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1726) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. In der Inhaltsübersicht werden nach der Angabe zu § 249 die folgenden Angaben eingefügt:

„§ 249a Sonderregelung für Vorhaben zur Herstellung oder Speicherung von Wasserstoff aus erneuerbaren 
Energien

§ 249b Verordnungsermächtigungen zum Ausbau der erneuerbaren Energien in Abbaubereichen des 
Braunkohletagebaus“.

2. In § 9a werden die Wörter „Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat“ durch die Wörter 
„Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen“ ersetzt.

3. § 35 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Nummer 8 wird wie folgt gefasst:

„8. der Nutzung solarer Strahlungsenergie dient
a) in, an und auf Dach- und Außenwandflächen von zulässigerweise genutzten Gebäuden, wenn die 

Anlage dem Gebäude baulich untergeordnet ist, oder
b) auf einer Fläche längs von

aa) Autobahnen oder
bb) Schienenwegen des übergeordneten Netzes im Sinne des § 2b des Allgemeinen 

Eisenbahngesetzes mit mindestens zwei Hauptgleisen
und in einer Entfernung zu diesen von bis zu 200 Metern, gemessen vom äußeren Rand der Fahrbahn.“

b) In Absatz 5 Satz 2 erster und zweiter Halbsatz werden jeweils die Wörter „Absatz 1 Nummer 2 bis 6“ durch die 
Wörter „Absatz 1 Nummer 2 bis 6 und 8 Buchstabe b“ ersetzt.



4. Nach § 249 werden die folgenden §§ 249a und 249b eingefügt:
„§ 249a

Sonderregelung für Vorhaben zur 
Herstellung oder Speicherung von Wasserstoff aus erneuerbaren Energien

(1) Ein Vorhaben, das der Herstellung oder Speicherung von Wasserstoff dient und in einem räumlich- 
funktionalen Zusammenhang mit einer Anlage zur Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie 
nach § 35 Absatz 1 Nummer 5 steht, gilt unter den in Absatz 4 genannten weiteren Voraussetzungen ebenfalls 
als Vorhaben nach § 35 Absatz 1 Nummer 5.

(2) Ein Vorhaben, das der Herstellung oder Speicherung von Wasserstoff dient und in einem räumlich- 
funktionalen Zusammenhang mit einer Anlage zur Nutzung solarer Strahlungsenergie nach § 35 Absatz 1 
Nummer 8 Buchstabe b steht, gilt unter den in Absatz 4 genannten weiteren Voraussetzungen ebenfalls als 
Vorhaben nach § 35 Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe b.

(3) Ein Vorhaben, das der Herstellung oder Speicherung von Wasserstoff dient, ist unter den in den Absätzen 
4 und 5 genannten weiteren Voraussetzungen im Außenbereich auch dann zulässig, wenn es im unmittelbar an 
eine vorhandene Anlage zur Nutzung solarer Strahlungsenergie anschließenden Außenbereich verwirklicht 
werden soll und der dieser Anlage zugrunde liegende Bebauungsplan vor dem 1. Januar 2023 öffentlich 
ausgelegt worden ist.

(4) Ein Vorhaben ist nach den Absätzen 1 bis 3 nur zulässig, wenn
1. durch technische Vorkehrungen sichergestellt ist, dass der Wasserstoff ausschließlich aus dem Strom der in 

Absatz 1, 2 oder 3 genannten Anlage oder ergänzend dazu aus dem Strom sonstiger Anlagen zur Nutzung 
erneuerbarer Energien erzeugt wird,

2. die Größe der Grundfläche der zum Vorhaben gehörenden baulichen Anlagen 100 Quadratmeter und der 
Höhenunterschied zwischen der Geländeoberfläche im Mittel und dem höchsten Punkt der baulichen 
Anlagen 3,5 Meter nicht überschreitet,

3. die in Absatz 1, 2 oder 3 genannte Anlage oder die sonstigen Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien 
nach Nummer 1 nicht bereits mit einem anderen Vorhaben zur Herstellung oder Speicherung von Wasserstoff 
verbunden sind und

4. die Kapazität des Wasserstoffspeichers, sofern das Vorhaben einen solchen umfasst, die in der Spalte 4 zu 
der Zeile 2.44 der Stoffliste in Anhang I der Störfall-Verordnung genannte Mengenschwelle für Wasserstoff 
nicht erreicht.
(5) Ein Vorhaben ist nach Absatz 3 nur zulässig, wenn ergänzend zu den in Absatz 4 genannten 

Voraussetzungen
1. dem Vorhaben öffentliche Belange im Sinne des § 35 Absatz 3 nicht entgegenstehen und das Vorhaben den 

Zielen der Raumordnung entsprechend § 35 Absatz 3 Satz 2 nicht widerspricht,
2. die ausreichende Erschließung des Vorhabens gesichert ist und
3. die Voraussetzungen des § 35 Absatz 5 Satz 2 erster Halbsatz und Satz 3 gegeben sind.

§ 249b

Verordnungsermächtigungen zum Ausbau der 
erneuerbaren Energien in Abbaubereichen des Braunkohletagebaus

(1) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, dass für die 
Entscheidung über die Zulässigkeit eines Vorhabens nach § 35 Absatz 1 Nummer 5, das der Erforschung, 
Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dient, innerhalb des Abbaubereichs eines Braunkohlen- oder 
Sanierungsplans folgende Maßgaben gelten, die Zulässigkeitsvoraussetzungen im Übrigen aber unberührt 
bleiben:
1. Darstellungen in Flächennutzungsplänen und Ziele der Raumordnung stehen dem genannten Vorhaben nicht 

entgegen; die Rekultivierungsziele nach dem Braunkohlen- oder Sanierungsplan sind aber angemessen zu 
berücksichtigen und

2. das Vorhaben soll die bergbaulichen Tätigkeiten nicht erheblich beeinträchtigen.
Der Geltungsbereich der Rechtsverordnung kann auf bestimmte Teile eines Abbaubereichs beschränkt werden.

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, dass ein Vorhaben 
zur Nutzung solarer Strahlungsenergie innerhalb des Abbaubereichs eines Braunkohlen- oder Sanierungsplans 
dann zulässig ist, wenn
1. öffentliche Belange dem Vorhaben nicht entgegenstehen, wobei jedoch Darstellungen in 

Flächennutzungsplänen und Ziele der Raumordnung dem Vorhaben nicht entgegenstehen, die 
Rekultivierungsziele nach dem Braunkohlen- oder Sanierungsplan aber angemessen zu berücksichtigen sind,

2. die ausreichende Erschließung des Vorhabens gesichert ist,
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3. das Vorhaben die bergbaulichen Tätigkeiten nicht erheblich beeinträchtigt und
4. die Voraussetzungen des § 35 Absatz 5 Satz 2 erster Halbsatz und Satz 3 gegeben sind.
Der Geltungsbereich der Rechtsverordnung kann auf bestimmte Teile eines Abbaubereichs beschränkt werden. 
Im Geltungsbereich der Rechtsverordnung ist § 36 bei der Entscheidung über die Zulässigkeit eines Vorhabens 
nach Satz 1 entsprechend anzuwenden.“

Artikel 2

Weitere Änderung des Baugesetzbuchs
Das Baugesetzbuch, das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 249 wird folgender Absatz 10 angefügt:
„(10) Der öffentliche Belang einer optisch bedrängenden Wirkung steht einem Vorhaben nach § 35 Absatz 1 

Nummer 5, das der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dient, in der Regel nicht entgegen, 
wenn der Abstand von der Mitte des Mastfußes der Windenergieanlage bis zu einer zulässigen baulichen 
Nutzung zu Wohnzwecken mindestens der zweifachen Höhe der Windenergieanlage entspricht. Höhe im 
Sinne des Satzes 1 ist die Nabenhöhe zuzüglich Radius des Rotors.“

2. Dem § 249b Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
„Die Rechtsfolge des § 249 Absatz 2 Satz 1 und 2 tritt im Geltungsbereich der Rechtsverordnung nicht ein.“

Artikel 3

Änderung der Baunutzungsverordnung
Die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die 

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 25e folgende Angabe eingefügt:

„§ 25f Überleitungsvorschrift aus Anlass des Gesetzes zur sofortigen Verbesserung der Rahmenbedingungen 
für die erneuerbaren Energien im Städtebaurecht“.

2. Dem § 14 wird der folgende Absatz 4 angefügt:
„(4) In einem Gebiet nach § 11 Absatz 2 für Anlagen, die der Nutzung der Sonnenenergie dienen, sind 

Anlagen zur Herstellung oder Speicherung von Wasserstoff zulässig, wenn die Voraussetzungen entsprechend 
§ 249a Absatz 4 gegeben sind. In Gewerbe- und Industriegebieten gilt Satz 1 entsprechend, wenn dort eine 
Anlage, die der Nutzung der Sonnenenergie dient und die keine Nebenanlage im Sinne dieser Vorschrift ist, 
tatsächlich vorhanden ist. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.“

3. Nach § 25e wird der folgende § 25f eingefügt:
„§ 25f

Überleitungsvorschrift aus Anlass des Gesetzes zur sofortigen 
Verbesserung der Rahmenbedingungen für die erneuerbaren Energien im Städtebaurecht

Ist der Entwurf eines Bauleitplans vor dem 1. Januar 2023 nach § 3 Absatz 2 des Baugesetzbuchs öffentlich 
ausgelegt oder nach § 3 Absatz 1 des Planungssicherstellungsgesetzes im Internet veröffentlicht worden, ist auf 
ihn diese Verordnung in der bis zum 1. Januar 2023 geltenden Fassung anzuwenden. Das Recht der Gemeinde, 
das Verfahren zur Aufstellung des Bauleitplans erneut einzuleiten, bleibt unberührt.“

Artikel 4

Änderung des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung
In Anlage 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 

18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) 
geändert worden ist, wird die Nummer 1.7 wie folgt gefasst:

„1.7 Rechtsverordnungen nach § 249b Absatz 1 und 2 des Baugesetzbuchs“.
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Artikel 5

Änderung des Windenergieflächenbedarfsgesetzes
Das Windenergieflächenbedarfsgesetz vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353) wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Nummer 1 Buchstabe a werden die Wörter „Sonderbauflächen und Sondergebiete“ durch die Wörter 
„Sonderbauflächen, Sondergebiete und mit diesen vergleichbare Ausweisungen“ ersetzt.

2. Dem § 4 wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) Flächen innerhalb des Abbaubereichs eines Braunkohlen- oder Sanierungsplans, für die durch 

Rechtsverordnung der jeweiligen Landesregierung bis zum 31. Mai 2024 ausschließlich eine Bestimmung nach 
§ 249b Absatz 1 des Baugesetzbuchs, nicht aber auch zusätzlich nach § 249b Absatz 2 des Baugesetzbuchs 
getroffen wurde, sind auf die Flächenbeitragswerte nach Anlage 1 Spalte 1 anteilig mit einem Anrechnungsfaktor 
von 0,5 anzurechnen.“

3. In § 5 Absatz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz werden die Wörter „in welchem Umfang Flächen nach § 4 Absatz 1 Satz 3 
angerechnet wurden“ durch die Wörter „welche Flächen in Windenergiegebieten nach § 2 Nummer 1 sowie 
welche Flächen nach § 4 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 4 angerechnet wurden, jeweils unter Angabe des 
Umfangs der angerechneten Fläche“ ersetzt.

4. Dem § 6 wird folgender Absatz 6 angefügt:
„(6) Die Bundesregierung evaluiert spätestens bis zum 30. Juni 2028 den Stand des Windenergieausbaus auf 

den in § 4 Absatz 4 genannten Flächen. Kommt sie hierbei zu dem Ergebnis, dass der Ausbau von 
Windenergieanlagen an Land auf diesen Flächen dem vorhandenen oder noch zu erwartenden Ausbau von 
Windenergieanlagen in Windenergiegebieten im Sinne des § 2 Nummer 1 Buchstabe a im Wesentlichen 
entspricht, soll sie einen Gesetzentwurf zur Anrechenbarkeit der in § 4 Absatz 4 genannten Flächen auf die 
Flächenbeitragswerte gemäß Anlage 1 Spalte 2 vorlegen.“

Artikel 6

Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
Das Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes 

vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2512) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. § 37 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe c wird wie folgt gefasst:

„c) die die in § 35 Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe b des Baugesetzbuchs genannten Voraussetzungen erfüllt, 
oder, soweit diese Voraussetzungen nicht vorliegen, die zum Zeitpunkt des Beschlusses über die Aufstellung 
oder Änderung des Bebauungsplans längs von Autobahnen oder Schienenwegen lag, wenn die 
Freiflächenanlage in einer Entfernung von bis zu 500 Metern, gemessen vom äußeren Rand der Fahrbahn, 
errichtet werden soll,“.

2. § 48 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
a) Der Nummer 3 Buchstabe c Doppelbuchstabe aa werden die Wörter „soweit kein Fall der Nummer 6 gegeben 

ist,“ angefügt.
b) In Nummer 4 wird nach den Wörtern „des Wasserhaushaltsgesetzes ist,“ das Wort „oder“ gestrichen.
c) In Nummer 5 Buchstabe e wird der Punkt am Ende durch das Wort „, oder“ ersetzt.
d) Folgende Nummer 6 wird angefügt:

„6. auf einer Fläche nach § 35 Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe b des Baugesetzbuchs errichtet worden ist.“
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Artikel 7

Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am 1. Januar 2023 in Kraft. Die Artikel 2 und 5 treten am 1. Februar 

2023 in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind gewahrt.
Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es ist im Bundesgesetzblatt zu verkünden.

Berlin, den 4. Januar 2023

D e r  B u n d e s p r ä s i d e n t

S t e i n m e i e r

D e r  B u n d e s k a n z l e r

O l a f  S c h o l z

D i e  B u n d e s m i n i s t e r i n  
f ü r  W o h n e n ,  S t a d t e n t w i c k l u n g  u n d  B a u w e s e n

K l a r a  G e y w i t z

D e r  B u n d e s m i n i s t e r  
f ü r  W i r t s c h a f t  u n d  K l i m a s c h u t z

R o b e r t  H a b e c k

                      

Herausgeber: Bundesministerium der Justiz                 
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